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GESETZBLATT
FÜR BADEN-WÜRTTEMBERG

Tag	 I N H A LT � Seite

Gesetz zur Änderung des  
Abgeordnetengesetzes

Vom 7. März 2017

Der Landtag hat am 10. Februar 2017 das folgende Ge-
setz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Abgeordnetengesetzes

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder 
des Landtags (Abgeordnetengesetz) vom 12. September 
1978, das zuletzt durch Gesetz vom 22. Februar 2017 
(GBl. S. 77) geändert worden ist, wird wie folgt ge
ändert:

  1.	§ 10 wird wie folgt geändert:

a)	� In Absatz 2 Satz 4 wird die Angabe »§ 21 Abs. 4« 
durch die Angabe »§ 21 Absatz 7« ersetzt.

b)	� Absatz 5 wird aufgehoben. Absatz 6 wird Ab-
satz 5.

  2.	Nach § 11 wird folgender § 12 eingefügt:

	 »§ 12

	 Altersentschädigung

	� (1) Anstelle einer Altersvorsorge nach § 11 erhält ein 
ehemaliger Abgeordneter nach seinem Ausscheiden 
auf Antrag Altersentschädigung nach den folgenden 
Absätzen sowie Hinterbliebenenversorgung nach 
§ 17. Der Antrag ist innerhalb von vier Monaten 
nach Erwerb der Mitgliedschaft im Landtag beim 
Präsidenten zu stellen. Der Antrag kann auch mit ei-
ner Frist von einem Monat zum 1. Mai eines Jahres 

gestellt werden. Die Entscheidung ist unwiderruf-
lich.

	� (2) Ein ehemaliger Abgeordneter erhält nach seinem 
Ausscheiden eine Altersentschädigung, wenn er das 
67. Lebensjahr vollendet und dem Landtag nach 
Wirksamwerden des Antrags nach Absatz 1 mindes
tens ein Jahr angehört hat. Gehörte ein ehemaliger 
Abgeordneter dem Landtag mehrmals mit Unter
brechung an, so sind die Zeitabschnitte zusammen-
zurechnen.

	� (3) Auf Antrag kann die Altersentschädigung vorzei-
tig ab Vollendung des 63. Lebensjahres in Anspruch 
genommen werden. Die Altersentschädigung ver-
mindert sich in diesem Fall um 0,3 vom Hundert für 
jeden Monat, für den die Altersentschädigung vor
zeitig in Anspruch genommen wird. Anrechnungen 
nach § 21 erfolgen bezogen auf den nach Satz 2 ver-
minderten Betrag der Altersentschädigung.

	� (4) Die Altersentschädigung beträgt für jedes Jahr 
der Mitgliedschaft 2,5 vom Hundert der Abgeordne-
tenentschädigung nach § 5 Absatz 1. Der Höchst
bemessungssatz der Altersentschädigung beträgt  
65 vom Hundert; er vermindert sich um 0,2 vom 
Hundert für jeden Monat, für den ein Anspruch auf 
Vorsorgebeitrag bestand. Die Altersentschädigung 
erhöht sich für den Zeitraum, der dem Zeitraum der 
Wahrnehmung der Ämter nach § 5 Absatz 2 ent-
spricht, um die Sätze nach § 5 Absatz 2 in absteigen-
der Reihenfolge. § 10 Absatz 1 Satz 5 gilt entspre-
chend.

	� (5) Ein Abgeordneter, der bei seinem Ausscheiden 
weder einen Anspruch noch eine Anwartschaft auf 
Altersentschädigung erworben hat, erhält auf Antrag 
eine Versorgungsabfindung in Höhe der Vorsorgebei-
träge, die ihm für seine Mandatszeit zugestanden hät-
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der Absätze 1 und 2 Waisengeld. Es beträgt für eine 
Vollwaise 20 und für eine Halbwaise 12 vom Hun-
dert der Altersentschädigung nach den Absätzen 1 
und 2.«

  6.	Nach § 17 wird folgender § 18 eingefügt:

	 »§ 18

	 Anwendung beamtenrechtlicher Vorschriften

	� Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, 
sind für die Versorgung die für die Landesbeamten 
geltenden Vorschriften sinngemäß anzuwenden.«

  7.	§ 19 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a)	� In Satz 1 wird die Zahl »60« durch die Zahl »63« 
ersetzt und nach dem Wort »ergibt« die Wörter 
»und wenn auch ein Zuschuss nach Absatz 2 ge-
zahlt werden könnte« eingefügt.

b)	� In Satz 3 werden jeweils vor dem Wort »Entschä-
digung« die Wörter »Altersentschädigung oder« 
eingefügt.

  8.	§ 21 wird wie folgt geändert:

a)	� Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 und 4 
eingefügt:

	� »(3) Versorgungsansprüche nach diesem Gesetz 
ruhen neben dem Einkommen aus einem Amts-
verhältnis oder einer Verwendung im öffentlichen 
Dienst zu 50 vom Hundert des Betrags, um den 
sie und das Einkommen die Entschädigung nach  
§ 5 Absatz 1 übersteigen.

	� (4) Versorgungsansprüche nach diesem Gesetz ru-
hen neben Versorgungsbezügen aus einem Amts
verhältnis oder einer Verwendung im öffentlichen 
Dienst zu 50 vom Hundert des Betrags, um den 
sie und die Versorgungsbezüge aus dem Amtsver-
hältnis oder der Verwendung im öffentlichen 
Dienst die Entschädigung nach § 5 Absatz 1 über-
steigen. Entsprechendes gilt beim Bezug von 
Renten im Sinne des § 108 Absatz 1 Satz 2  
des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Baden-
Württemberg mit Ausnahme von Renten aus einer 
freiwilligen Pflichtversicherung auf Antrag nach 
§ 4 Absatz 2 des Sechsten Buches Sozialgesetz-
buch; § 108 Absatz 1 Satz 3 und 4, Absatz 3, 4 
und 8 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes 
Baden-Württemberg ist sinngemäß anzuwenden.«

b)	 Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 5.

c)	 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 7.

d)	 Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 eingefügt:

	� »(6) Bezieht ein ehemaliger Abgeordneter Versor-
gungsbezüge nach diesem Gesetz und eine Ent-
schädigung oder Übergangsgeld als Mitglied des 
Europäischen Parlaments, des Deutschen Bundes-
tages oder als Abgeordneter in einer gesetzgeben-
den Körperschaft eines anderen Landes, so ruht 
der Versorgungsanspruch nach diesem Gesetz bis 

ten. Dies gilt nicht, wenn und soweit die Mandatszeit 
in einer öffentlich-rechtlichen Versicherung oder in 
einer Versorgung nach dienstrechtlichen Grundsät-
zen berücksichtigt ist oder berücksichtigt wird.

	� (6) Altersentschädigung wird nicht gezahlt, wenn der 
Abgeordnete oder der ehemalige Abgeordnete seine 
Mitgliedschaft im Landtag auf Grund des Artikels 41 
Absatz 3 der Verfassung in Verbindung mit § 9 Ab-
satz 2 des Landtagswahlgesetzes oder auf Grund des 
Artikels 42 der Verfassung verliert oder verlieren 
würde. Für die Zeit der Mitgliedschaft im Landtag 
gilt Absatz 5 entsprechend.

	� (7) Mandatszeiten, für die ein Anspruch auf Vorsor-
gebeitrag bestand oder eine Versorgungsabfindung 
gewährt wurde, werden bei der Anwendung der vor-
stehenden Absätze mit Ausnahme von Absatz 4 
Satz 2 nicht berücksichtigt.«

  3.	Nach § 12 wird folgender § 13 eingefügt:

	 »§ 13

	 Versorgungsrücklage

	� Für die Versorgung der Abgeordneten und ihrer Hin-
terbliebenen nach den §§ 12, 14 Absatz 1 und 17 
wird eine Rücklage gebildet. Die Zuführung zu der 
Rücklage entspricht der Höhe der Vorsorgebeiträge, 
die den Abgeordneten für ihre Mandatszeit zugestan-
den hätten.«

  4.	§ 14 wird wie folgt geändert:

a)	� In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort »Abge-
ordneter« ein Komma und die Wörter »der keinen 
Antrag nach § 12 Absatz 1 gestellt hat,« eingefügt 
und die Zahl »50« durch die Zahl »55« ersetzt.

b)	 Absatz 4 wird aufgehoben.

  5.	Nach § 16 wird folgender § 17 eingefügt:

	 »§ 17

	 Hinterbliebenenversorgung

	� (1) Der überlebende Ehegatte oder eingetragene Le-
benspartner eines Abgeordneten erhält 55 vom Hun-
dert der Altersentschädigung, deren Höhe sich nach 
§ 12 Absatz 4 bemisst, wobei eine anrechenbare Mit-
gliedschaftsdauer von mindestens zehn Jahren zu-
grunde gelegt wird. Der Betrag vermindert sich für 
jedes volle Kalenderjahr, um das der Berechtigte 
mehr als 15 Jahre jünger als der Abgeordnete ist, um 
5 vom Hundert, höchstens jedoch auf 25 vom Hun-
dert der Altersentschädigung.

	� (2) Der überlebende Ehegatte oder eingetragene Le-
benspartner eines ehemaligen Abgeordneten, der die 
Voraussetzung der Mitgliedschaftsdauer nach § 12 
Absatz 2 erfüllt hat, erhält 55 vom Hundert der 
Altersentschädigung, deren Höhe sich nach § 12 Ab-
satz 4 bemisst. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

	� (3) Die Kinder eines Abgeordneten oder ehemaligen 
Abgeordneten erhalten unter den Voraussetzungen 
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Neunte Verordnung des Innenministeriums 
zur Anpassung des Landesrechts  

an die geänderten Geschäftsbereiche  
und Bezeichnungen der Ministerien  

(9. Anpassungsverordnung)

Vom 23. Februar 2017

Auf Grund von § 9 Absatz 3 des Landesverwaltungsge-
setzes vom 14. Oktober 2008 (GBl. S. 313, 314), das zu-
letzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 23. Juni 2015 
(GBl. S. 585, 614) geändert worden ist, wird im Einver-
nehmen mit dem Staatsministerium, dem Finanzministe-
rium, dem Kultusministerium, dem Wissenschaftsminis-
terium, dem Umweltministerium, dem Wirtschaftsminis-
terium, dem Sozialministerium, dem Ministerium für 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz, dem Justizmi-
nisterium und dem Verkehrsministerium verordnet:

A bs  c hnitt      1

Anpassung von Gesetzen

Artikel 1

Das Gesetz zur Neuorganisation der Führungsakademie 
des Landes Baden-Württemberg vom 6. Februar 2001 
(GBl. S. 114), das zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung 
vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.	In § 2 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter »Finanz- 
und Wirtschaftsministerium« durch das Wort »Finanz-
ministerium« ersetzt.

2.	In § 6 Absatz 1 werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Finanzministe-
riums« ersetzt.

Artikel 2

Das Landesbeamtengesetz vom 9. November 2010 (GBl. 
S. 793, 794), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 

zur Höhe des Betrags, die er als Abgeordneter des 
anderen Parlaments erhält. Die Versorgung nach 
diesem Gesetz ruht bis zur Höhe der Versorgung 
des anderen Parlaments. Entsprechendes gilt für 
die Hinterbliebenen (§ 17).«

  9.	§ 22 wird wie folgt geändert:

a)	 Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

	� »(2) Die Altersentschädigung wird vom Ersten 
des Monats, in welchem das anspruchsbegrün-
dende Ereignis eintritt, bis zum Ablauf des Mo-
nats gewährt, in dem der Berechtigte stirbt.«

b)	� Die bisherigen Absätze 2 bis 5 werden die Ab
sätze 3 bis 6.

c)	 Absatz 3 (neu) wird wie folgt gefasst:

	� »(3) Der Anspruch auf Altersentschädigung oder 
Entschädigung nach § 14 Absatz 1 ruht während 
der Zeit, für die der Berechtigte Übergangsgeld 
bezieht. Bei einem späteren Wiedereintritt in den 
Landtag ruht der Anspruch auf Altersentschädi-
gung für die Dauer der Mitgliedschaft; der An-
spruch auf Entschädigung nach § 14 Absatz 1 er-
lischt.«

d)	� In Absatz 4 (neu) wird die Angabe »14« durch die 
Angabe »12, 14, 17« ersetzt.

10.	�In § 23 Satz 1 werden die Wörter »sowie auf« durch 
ein Komma ersetzt und nach der Angabe »6 c« die 
Wörter »und die Leistungen nach dem 2. Abschnitt 
mit Ausnahme des § 10« eingefügt.

Artikel 2

Übergangsregelungen

1.	�Abgeordnete, die nach der bis zum 30. April 2011 gel-
tenden Rechtslage eine Anwartschaft auf Altersent-
schädigung erworben haben, können keinen Antrag 
auf Altersentschädigung nach § 12 Absatz 1 Satz 1 
stellen. Andere Abgeordnete, die bei Inkrafttreten die-
ses Gesetzes Mitglied des Landtags sind, können den 
Antrag innerhalb von zwei Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes mit Wirkung vom 1. Mai 2017 stellen.

2.	�Abgeordnete, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
Mitglied des Landtags sind oder waren, haben An-
spruch auf den Zuschuss nach § 19 Absatz 1, wenn sie 
das 60.  Lebensjahr vollendet haben und die übrigen 
Voraussetzungen erfüllt sind.

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 2017 in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 7. März 2017
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Artikel 7

Die Gemeindeordnung in der Fassung vom 24. Juli 2000 
(GBl. S. 582, ber. S. 698), die zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 17. Dezember 2015 (GBl. 2016 S. 1) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

In § 144 Satz 2 und § 145 Satz 2 werden jeweils die 
Wörter »Finanz- und Wirtschaftsministerium« durch das 
Wort »Finanzministerium« ersetzt.

Artikel 8

Die Landkreisordnung in der Fassung vom 19. Juni 1987 
(GBl. S. 289), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 15. Dezember 2015 (GBl. S. 1147, 1152) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

In § 60 Satz 2 werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministerium« durch das Wort »Finanzministe-
rium« ersetzt.

Artikel 9

Das Aufwandsentschädigungsgesetz in der Fassung vom 
19. Juni 1987 (GBl. S. 281), das zuletzt durch Verord-
nung vom 29. März 2016 (GBl. S. 264, ber. S. 276) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

In § 7 Satz 1 und § 9 Absatz 2 werden jeweils die Wörter 
»Finanz- und Wirtschaftsministerium« durch das Wort 
»Finanzministerium« ersetzt.

Artikel 10

Das Gesetz über die Errichtung des Verbands Region 
Stuttgart vom 7. Februar 1994 (GBl. S. 92), das zuletzt 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28. Oktober 2015 
(GBl. S. 870, 875) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

In § 4 Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter »Ministerium 
für Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Ver-
kehrsministerium« ersetzt.

Artikel 11

Das Kommunalabgabengesetz vom 17. März 2005 (GBl. 
S. 206), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 15. 
Dezember 2015 (GBl. S. 1147, 1153) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1.	In § 9 Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter »Finanz- 
und Wirtschaftsministeriums« durch das Wort »Fi-
nanzministeriums« ersetzt.

2.	In § 48 werden die Wörter »Finanz- und Wirtschafts-
ministerium« durch das Wort »Finanzministerium« 
ersetzt.

Artikel 12

Das Landesglücksspielgesetz vom 20. November 2012 
(GBl. S. 604), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 

vom 4. Oktober 2016 (GBl. S. 561) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1. 	In § 4 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 7, § 16 Absatz 1 
Nummer 5, Absatz 2 Satz 1 und Absatz 5 Satz 2, § 17 
Absatz 4, § 21 Absatz 6 Satz 2, § 45 Absatz 3, § 55 
Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 2, 
§ 67 Absatz 3 Satz 4 Nummer 2, § 78 Absatz 2 Satz 1, 
§ 79 Absatz 6 Satz 1, § 80 Absatz 4 sowie § 89 Ab- 
satz 4 Satz 1 werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministerium« jeweils durch das Wort »Finanz-
ministerium« ersetzt.

2. 	In § 45 Absatz 3 werden die Wörter »Finanz- und 
Wirtschaftsministeriums« durch das Wort »Finanzmi-
nisteriums« ersetzt.

3.	In § 77 Absatz 2 Satz 1 wird das Wort »Sozialministe-
rium« durch das Wort »Wirtschaftsministerium« er-
setzt.

Artikel 3

Das Landtagswahlgesetz in der Fassung vom 15. April 
2005 (GBl. S. 384), das zuletzt durch Artikel 14 des Ge-
setzes vom 15. Dezember 2015 (GBl. S. 1147, 1154) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In § 56 Absatz 2 werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministerium« durch das Wort »Finanzministe-
rium« ersetzt.

Artikel 4

Das Volksabstimmungsgesetz in der Fassung vom 20. 
Juni 2016 (GBl. S. 445), das durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 21. Dezember 2016 (GBl. S. 649) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

In § 26 Absatz 2 werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministerium« durch das Wort »Finanzministe-
rium« ersetzt.

Artikel 5

Das Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz vom 12. 
März 1974 (GBl. S. 93), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 13. November 2012 (GBl. S. 572) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

In § 31 Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter »Finanz- und 
Wirtschaftsministerium« durch das Wort »Finanzminis-
terium« ersetzt.

Artikel 6

Das Stiftungsgesetz für Baden-Württemberg vom 4. Ok-
tober 1977 (GBl. S. 408), das zuletzt durch Artikel 25 der 
Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 68) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

In § 19 Satz 2 werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Finanzministeri-
ums« ersetzt.
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2.	In § 2 Absatz 3 und § 3 Absatz 2 werden jeweils die 
Wörter »Finanz- und Wirtschaftsministerium« durch 
das Wort »Finanzministerium« ersetzt.

Artikel 17

Das Landesbesoldungsgesetz Baden-Württemberg vom 
9. November 2010 (GBl. S. 793, 826), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 29. November 2016 (GBl. 
S. 605) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	In § 12 Absatz 2 Satz 2, § 13 Absatz 3 Nummer 1 bis 
3, § 19 Absatz 2 Satz 1, § 20 Absatz 2, § 29 Absatz 3, 
§ 38 Absatz 10 Satz 3, § 39 Absatz 2 Satz 3 Halbsatz 
2, Absatz 3 Satz 3 und Absatz 7 Satz 4, § 60 Absatz 3 
Satz 2, § 67 Absatz 1 Satz 1 und 2, § 68 Absatz 1 Satz 
1 und Absatz 3 Satz 1, § 79 Absatz 4 Satz 2, § 81 Ab-
satz 4, § 82 Absatz 4, § 87 Absatz 2, § 87 a Absatz 3 
Satz 1, § 88 Satz 7 und § 106 werden jeweils die Wör-
ter »Finanz- und Wirtschaftsministerium« durch das 
Wort »Finanzministerium« ersetzt.

2.	In § 21 Absatz 1 Satz 3, § 65 Absatz 1 Satz 2, § 89 
Halbsatz 2 und § 103 Absatz 1 und 2 werden jeweils 
die Wörter »Finanz- und Wirtschaftsministeriums« 
durch das Wort »Finanzministeriums« ersetzt.

Artikel 18

Das Landesbeamtenversorgungsgesetz Baden-Württem-
berg vom 9. November 2010 (GBl. S. 793, 911), das zu-
letzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 23. Februar 2016 
(GBl. S. 163, 164) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1.	In § 3 Absatz 3, §§ 10, 16 und 19 Absatz 3 Satz 2, § 48 
Absatz 6, § 74 Absatz 3 Satz 2 Halbsatz 1 und § 75 
Satz 2 werden jeweils die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministerium« durch das Wort »Finanzministe-
rium« ersetzt.

2.	In § 21 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3, § 62 Absatz 3 Satz 
2 Halbsatz 2 und § 74 Absatz 3 Satz 2 Halbsatz 2 wer-
den jeweils die Wörter »Finanz- und Wirtschaftsmi-
nisteriums« durch das Wort »Finanzministeriums« er-
setzt.

Artikel 19

Das Landesumzugskostengesetz in der Fassung vom 12. 
Februar 1996 (GBl. S. 127), das zuletzt durch Artikel 5 
des Gesetzes vom 24. Juli 2012 (GBl. S. 482, 486) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

In § 12 Absatz 1 Satz 2, § 14 Absatz 2 Halbsatz 1 und 
§ 15 Halbsatz 1 werden jeweils die Wörter »Finanz- und 
Wirtschaftsministerium« durch das Wort »Finanzminis-
terium« ersetzt.

Artikel 20

Das Landesreisekostengesetz in der Fassung vom 20. 
Mai 1996 (GBl. S. 466), das zuletzt durch das Gesetz zur 

vom 1. Dezember 2015 (GBl. S. 1033) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1.	In § 32 Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 werden die Wörter 
»Ministerium für Finanzen und Wirtschaft« durch das 
Wort »Finanzministerium« ersetzt.

2.	In § 33 Absatz 4 werden die Wörter »Finanz- und 
Wirtschaftsministerium« durch das Wort »Finanzmi-
nisterium« ersetzt.

3.	In § 47 Absatz 5 Satz 4 werden die Wörter »Finanz- 
und Wirtschaftsministerium« durch das Wort »Wirt-
schaftsministerium« ersetzt.

Artikel 13

Das ADV-Zusammenarbeitsgesetz vom 18. Dezember 
1995 (GBl. S. 867), das zuletzt durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 17. Dezember 2015 (GBl. S. 1191, 1199) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

In § 16 Absatz 5 Satz 2 und 4 werden jeweils die Wörter 
»Finanz- und Wirtschaftsministerium« durch das Wort 
»Finanzministerium« ersetzt.

Artikel 14

Das Flüchtlingsaufnahmegesetz vom 19. Dezember 2013 
(GBl. S. 493), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. 
Dezember 2015 (GBl. S. 1187, 1190) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

In § 2 Absatz 2 Nummer 1 wird das Wort »Integrations-
ministerium« durch das Wort »Innenministerium« er-
setzt.

Artikel 15

Das Eingliederungsgesetz in der Fassung vom 22. Au-
gust 2000 (GBl. S. 629), das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 19. Dezember 2013 (GBl. S. 493, 498) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	In § 2 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 werden die Wörter 
»für Aufgaben nach § 1 Nummer 1 ist das Integrati-
onsministerium oberste Eingliederungsbehörde;« ge-
strichen.

2.	In § 11 Absatz 7 wird das Wort »Integrationsministe-
rium« durch das Wort »Innenministerium« ersetzt.

Artikel 16

Das Gesetz über die Errichtung des Landesamtes für Be-
soldung und Versorgung Baden-Württemberg vom 2. Fe-
bruar 1971 (GBl. S. 21), das zuletzt durch Artikel 6 der 
Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 66) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	In § 1 werden die Wörter »Finanz- und Wirtschaftsmi-
nisteriums« durch das Wort »Finanzministeriums« er-
setzt.
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Artikel 25

Das Gesetz über die Landesakademie für Fortbildung 
und Personalentwicklung an Schulen vom 30. Oktober 
2003 (GBl. S. 702), das zuletzt durch Artikel 14 der Ver-
ordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 66) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	In § 3 Absatz 3 werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Finanzministe-
riums« ersetzt.

2.	In § 6 Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter »Finanz- 
und Wirtschaftsministerium« durch das Wort »Finanz-
ministerium« ersetzt.

Artikel 26

Das Universitätsklinika-Gesetz in der Fassung vom 15. 
September 2005 (GBl. S. 625), das zuletzt durch Artikel 
9 des Gesetzes vom 1. April 2014 (GBl. S. 99, 168) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	In § 6 Absatz 4 Satz 5 und Absatz 5 werden jeweils die 
Wörter »Finanz- und Wirtschaftsministerium« durch 
das Wort »Finanzministerium« ersetzt.

2.	In § 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und Absatz 4 Satz 1 
werden jeweils die Wörter »Finanz- und Wirtschafts-
ministeriums« durch das Wort »Finanzministeriums« 
ersetzt.

Artikel 27

Das Gesetz über den Studienfonds vom 21. Dezember 
2011 (GBl. S. 567) wird wie folgt geändert:

In § 3 Satz 3 werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Finanzministeri-
ums« ersetzt.

Artikel 28

Das Gesetz zur Ausführung des Bundesausbildungsför-
derungsgesetzes in der Fassung vom 15. Mai 1985 (GBl. 
S. 177), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 21. 
Dezember 2011 (GBl. S. 565, 568) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

In § 5 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b und c werden je-
weils die Wörter »Ministerium für Kultus und Sport« 
durch das Wort »Kultusministerium« ersetzt.

Artikel 29

Das Landestariftreue- und Mindestlohngesetz vom 16. 
April 2013 (GBl. S. 50) wird wie folgt geändert:

1.	§ 3 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 werden das Wort »Sozialministerium« 
durch das Wort »Wirtschaftsministerium« und die 
Wörter »Ministerium für Verkehr und Infrastruk-
tur« durch das Wort »Verkehrsministerium« er-
setzt.

Änderung des Landesreisekostengesetzes vom 3. De-
zember 2013 (GBl. S. 476) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1.	In § 16 Absatz 6, § 17 Absatz 2, § 20 Absatz 3, § 22 
Absatz 1 Satz 1 sowie § 24 Absatz 1 und 2 werden je-
weils die Wörter »Finanz- und Wirtschaftsministe-
rium« durch das Wort »Finanzministerium« ersetzt.

2.	In § 6 Absatz 2 Satz 5, § 11 Absatz 2 Satz 2 und § 12 
Absatz 4 werden jeweils die Wörter »Finanz- und 
Wirtschaftsministeriums« durch das Wort »Finanzmi-
nisteriums« ersetzt.

Artikel 21

Das Kirchensteuergesetz in der Fassung vom 15. Juni 
1978 (GBl. S. 370), das zuletzt durch Artikel 7 des Geset-
zes vom 12. Mai 2015 (GBl. S. 320, 323) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

In § 17 Absatz 1 Satz 1, § 22 Absatz 1 Satz 1, § 22 a Ab-
satz 1 Satz 1, § 23 Satz 2, §§ 27 und 30 werden jeweils 
die Wörter »Finanz- und Wirtschaftsministerium« durch 
das Wort »Finanzministerium« ersetzt.

Artikel 22

Das Steuerberaterversorgungsgesetz vom 16. November 
1998 (GBl. S. 609), das zuletzt durch Artikel 5 des Geset-
zes vom 23. Februar 2016 (GBl. S. 136, 149) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

§ 18 wird wie folgt geändert:

1.	In Satz 1 werden die Wörter »Finanz- und Wirtschafts-
ministerium und als Versicherungsaufsicht durch das 
Finanz- und Wirtschaftsministerium« durch die Wör-
ter »Finanzministerium und als Versicherungsaufsicht 
durch das Wirtschaftsministerium« ersetzt.

2.	In Satz 4 werden die Wörter »Finanz- und Wirtschafts-
ministerium« durch das Wort »Wirtschaftsministe-
rium« ersetzt.

Artikel 23

Das Gesetz zum Ausgleich kommunaler Aufwendungen 
für die schulische Inklusion vom 21. Juli 2015 (GBl. 
S. 654) wird wie folgt geändert:

In § 1 Absatz 4 Satz 4 und § 4 Absatz 4 Satz 4 werden 
jeweils die Wörter »Finanz- und Wirtschaftsministe-
rium« durch das Wort »Finanzministerium« ersetzt.

Artikel 24

Das Privatschulgesetz in der Fassung vom 1. Januar 
1990 (GBl. S. 105), das zuletzt durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 23. Februar 2016 (GBl. S. 163, 164) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

In § 11 Absatz 2 Satz 4 werden die Wörter »Finanz- und 
Wirtschaftsministerium« durch das Wort »Finanzminis-
terium« ersetzt.
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b)	 Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 2 werden die Wörter »Finanz- und 
Wirtschaftsminister« durch das Wort »Wirt-
schaftsminister« ersetzt.

bb)	In Satz 3 werden die Wörter »Finanz- und 
Wirtschaftsministeriums« durch das Wort 
»Wirtschaftsministeriums« ersetzt.

3.	In § 21 Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter »Finanz- 
und Wirtschaftsministeriums« durch das Wort »Wirt-
schaftsministeriums« ersetzt.

Artikel 34

Das Notarversorgungsgesetz vom 10. Februar 2015 
(GBl. S 89, 90), das durch Artikel 7 des Gesetzes vom 
23. Februar 2016 (GBl. S. 136, 150) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

§ 18 wird wie folgt geändert:

1.	In Absatz 1 Satz 1 und 4 werden jeweils die Wörter 
»Finanz- und Wirtschaftsministerium« durch das Wort 
»Wirtschaftsministerium« ersetzt.

2.	In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter »Finanz- und 
Wirtschaftsministeriums« durch das Wort »Wirt-
schaftsministeriums« ersetzt.

Artikel 35

Das Gesetz über die Industrie- und Handelskammern in 
Baden-Württemberg vom 27. Januar 1958 (GBl. S. 77), 
das zuletzt durch Artikel 8 der Verordnung vom 25. Ja-
nuar 2012 (GBl. S. 65, 66) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

In § 1 Absatz 2 Halbsatz 2, § 2 Absatz 1, § 6 Absatz 1 
und 2 Satz 1, § 8 Satz 1, § 9 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 
2 werden jeweils die Wörter »Finanz- und Wirtschafts-
ministerium« durch das Wort »Wirtschaftsministerium« 
ersetzt.

Artikel 36

Das Gesetz zur Ausführung des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch und zur Ausführung der Aufgaben nach § 6 b 
des Bundeskindergeldgesetzes vom 14. Dezember 2004 
(GBl. S. 907), das zuletzt durch Gesetz vom 23. Februar 
2016 (GBl. S. 105) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1.	In § 4 Absatz 1 und 2, § 5 Absatz 1 Satz 3, Absatz 1 a 
Satz 4 und Absatz 2 Satz 2, § 6 Absatz 6 sowie § 8 
Satz 2 wird jeweils das Wort »Sozialministerium« 
durch das Wort »Wirtschaftsministerium« ersetzt. 

2.	§ 6 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Die Wörter »Finanz- und Wirtschaftsministe-
rium« werden durch das Wort »Wirtschaftsmi-
nisterium« ersetzt.

b)	 In Satz 2 wird das Wort »Sozialministerium« durch 
das Wort »Wirtschaftsministerium« ersetzt.

2.	§ 4 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 werden das Wort »Sozialministerium« 
durch das Wort »Wirtschaftsministerium« ersetzt 
und die Wörter »im Einvernehmen mit dem Fi-
nanz- und Wirtschaftsministerium« gestrichen.

b)	 In Satz 2 wird das Wort »Sozialministerium« durch 
das Wort »Wirtschaftsministerium« ersetzt.

Artikel 30

Die Landesbauordnung für Baden-Württemberg in der 
Fassung vom 5. März 2010 (GBl. S. 358, ber. S. 416), die 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. November 
2014 (GBl. S. 501) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

In § 46 Absatz 1 Nummer 1 werden die Wörter »Ministe-
rium für Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort 
»Wirtschaftsministerium« ersetzt.

Artikel 31

Das Landesplanungsgesetz in der Fassung vom 10. Juli 
2003 (GBl. S. 385), das zuletzt durch Artikel 8 des Geset-
zes vom 28. Oktober 2015 (GBl. S. 870, 877) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

In § 30 Absatz 1, § 42 Satz 2, § 44 Absatz 1 Satz 2 Halb-
satz 2 und § 51 werden jeweils die Wörter »Ministerium 
für Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Wirt-
schaftsministerium« ersetzt.

Artikel 32

Das Rechtsanwaltsversorgungsgesetz vom 10. Dezember 
1984 (GBl. S. 671), das zuletzt durch Artikel 6 des Geset-
zes vom 23. Februar 2016 (GBl. S. 136, 150) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

In § 18 Satz 1 und 4 werden jeweils die Wörter »Finanz- 
und Wirtschaftsministerium« durch das Wort »Wirt-
schaftsministerium« ersetzt.

Artikel 33

Das Ingenieurkammergesetz in der Fassung vom 28. 
März 2011 (GBl. S. 145), das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 23. Februar 2016 (GBl. S. 136, 146) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	In § 2 Absatz 2, § 7 Absatz 4 Satz 1 und 3 sowie § 24 
werden jeweils die Wörter »Finanz- und Wirtschafts-
ministerium« durch das Wort »Wirtschaftsministe-
rium« ersetzt. 

2.	§ 11 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 1 sowie Absatz 2 Satz 1 und 4 wer-
den jeweils die Wörter »Finanz- und Wirtschafts-
ministerium« durch das Wort »Finanzministerium« 
ersetzt.
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Artikel 42

Das Bildungszeitgesetz Baden-Württemberg vom 17. 
März 2015 (GBl S. 161) wird wie folgt geändert:

In § 9 Absatz 1 Nummer 3 werden die Wörter »Finanz- 
und Wirtschaftsministerium« durch das Wort »Wirt-
schaftsministerium« ersetzt. 

Artikel 43

Das Kinder- und Jugendhilfegesetz für Baden-Württem-
berg in der Fassung vom 14. April 2005 (GBl. S. 377), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Dezem-
ber 2015 (GBl. S. 1234, 1243) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

In § 28 Absatz 4 werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministerium« durch das Wort »Finanzministe-
rium« ersetzt.

Artikel 44

Das Partizipations- und Integrationsgesetz für Baden-
Württemberg vom 1. Dezember 2015 (GBl. S. 1047, 
1048) wird wie folgt geändert:

1.	In § 9 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 1 werden je-
weils vor dem Wort »Integration« die Wörter »Sozia-
les und« eingefügt.

2.	In § 9 Absatz 4 Satz 1 und § 15 Satz 4 wird jeweils das 
Wort »Integrationsministerium« durch das Wort »So-
zialministerium« ersetzt.

Artikel 45

Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz Baden-
Württemberg vom 19. Dezember 2013 (GBl. 2014 S. 1), 
das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1. Dezember 2015 
(GBl. S. 1040) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

In § 2 Absatz 3 und § 13b Absatz 3 wird jeweils das Wort 
»Integrationsministerium« durch das Wort »Sozialminis-
terium« ersetzt.

Artikel 46

Das Anerkennungsberatungsgesetz vom 19. Dezember 
2013 (GBl. 2014 S. 1, 44), das durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 1. Dezember 2015 (GBl. S. 1040, 1043) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

In § 1 Absatz 3 Satz 1 wird das Wort »Integrationsminis-
teriums« durch das Wort »Sozialministeriums« ersetzt.

Artikel 47

Das Gesetz zur Errichtung der Zentren für Psychiatrie 
vom 3. Juli 1995 (GBl. S. 510), das zuletzt durch Artikel 
53 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 71), 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

bb)	Nach der Angabe »(Wohngeldentlastung),« 
werden die Wörter »im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium« eingefügt.

b)	 In Satz 2 werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministerium« durch das Wort »Finanzminis-
terium« ersetzt.

Artikel 37

Das Denkmalschutzgesetz in der Fassung vom 6. De-
zember 1983 (GBl. S. 797), das zuletzt durch Gesetz vom 
9. Dezember 2014 (GBl. S. 686) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

In § 3 Absatz 1 Nummer 1 werden die Wörter »Finanz- 
und Wirtschaftsministerium« durch das Wort »Wirt-
schaftsministerium« ersetzt. 

Artikel 38

Das Architektengesetz in der Fassung vom 28. März 
2011 (GBl. S. 152), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 23. Februar 2016 (GBl. S. 136) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1.	In § 13 Absatz 3 Satz 2, § 15 Absatz 3 und § 27 Absatz 
1 werden jeweils die Wörter »Finanz- und Wirtschafts-
ministeriums« durch das Wort »Wirtschaftsministeri-
ums« ersetzt.

2.	In § 20 Absatz 3 Satz 1, § 27 Absatz 2 Satz 2 und Ab-
satz 3 Satz 1 und 4 und § 29 werden jeweils die Wörter 
»Finanz- und Wirtschaftsministerium« durch das Wort 
»Wirtschaftsministerium« ersetzt. 

Artikel 39

Das Ingenieurgesetz vom 23. Februar 2016 (GBl. S. 136, 
143) wird wie folgt geändert: 

In § 9 werden die Wörter »Finanz- und Wirtschaftsminis-
terium« durch das Wort »Wirtschaftsministerium« ersetzt. 

Artikel 40

Das Gesetz zur Mittelstandsförderung vom 19. Dezem-
ber 2000 (GBl. S. 745), das durch Artikel 7 der Verord-
nung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 66) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

In § 23 Absatz 1 und 2 werden jeweils die Wörter »Fi-
nanz- und Wirtschaftsministerium« durch das Wort 
»Wirtschaftsministerium« ersetzt.

Artikel 41

Das Gesetz zur Ausführung des Wohngeldgesetzes vom 
13. Dezember 2001 (GBl. S. 682, 683), das zuletzt durch 
Artikel 12 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. 
S. 65, 66) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In Absatz 1 Satz 4 und Absatz 2 Satz 3 werden jeweils 
die Wörter »Finanz- und Wirtschaftsministerium« durch 
das Wort »Wirtschaftsministerium« ersetzt.
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»Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz« ersetzt.

Artikel 52

Das Fischereigesetz für Baden-Württemberg vom 14. 
November 1979 (GBl. S. 466, ber. 1980 S. 136), das zu-
letzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 23. Juni 2015 
(GBl. S. 585, 613) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

In § 7 Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter »Ministerium 
für Ernährung und Ländlichen Raum« durch die Wörter 
»Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz« ersetzt.

Artikel 53

Das Gesetz zur Ausführung des Lebensmittel- und Be-
darfsgegenständegesetzes vom 9. Juli 1991 (GBl. S. 473), 
das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 17. De-
zember 2009 (GBl. S. 809, 815) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

In § 12 Absatz 2 Satz 4 sowie § 24 Absatz 8 und 9 Satz 2 
werden jeweils die Wörter »Ministerium für Ernährung 
und Ländlichen Raum« durch die Wörter »Ministerium 
für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz« ersetzt.

Artikel 54

Das Landesgeodatenzugangsgesetz vom 17. Dezember 
2009 (GBl. S. 802) wird wie folgt geändert:

In § 9 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter »Ministerium 
für Ernährung und Ländlichen Raum« durch die Wörter 
»Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz« ersetzt.

Artikel 55

Das Vermessungsgesetz für Baden-Württemberg vom 1. 
Juli 2004 (GBl. S. 469, 509), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 30. November 2010 (GBl. S. 989) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In § 7 Absatz 2 Nummer 1 werden die Wörter »Ministe-
rium für Ländlichen Raum, Ernährung und Verbraucher-
schutz« durch die Wörter »Ministerium für Ländlichen 
Raum und Verbraucherschutz« ersetzt.

Artikel 56

Das Gesetz zur Ausführung des Fleischhygienegesetzes 
vom 12. Dezember 1994 (GBl. S. 653, 660), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Dezember 2004 
(GBl. S. 895, 900) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

In § 1 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter »Ministerium 
für Ernährung und Ländlichen Raum« durch die Wörter 
»Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz« ersetzt.

In § 3 Absatz 2 Satz 2 und § 6 Absatz 2 Satz 1, 2 und 5 
werden jeweils die Wörter »Finanz- und Wirtschaftsmi-
nisteriums« durch das Wort »Finanzministeriums« er-
setzt.

Artikel 48

Das Landeskrankenhausgesetz Baden-Württemberg in 
der Fassung vom 29. November 2007 (GBl. 2008 S. 14), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Dezem-
ber 2015 (GBl. S. 1205, 1209) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

In § 8 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter »Finanz- und 
Wirtschaftsministerium« durch das Wort »Finanzminis-
terium« ersetzt.

Artikel 49

Das Gesetz über die Versorgungsanstalt für Ärzte, Zahn-
ärzte und Tierärzte in der Fassung vom 28. Juli 1961 
(GBl. S. 299), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 11. Oktober 2007 (GBl. S. 473, 476) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

1.	In § 4 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter »Ministe-
rium für Arbeit und Soziales« durch das Wort »Sozial-
ministerium« ersetzt.

2.	In § 4 Absatz 1 Satz 2 und § 13 Absatz 1 Satz 1 und 
Absatz 2 werden jeweils die Wörter »Ministerium für 
Ernährung und Ländlichen Raum« durch die Wörter 
»Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz« ersetzt.

3.	In § 13 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 werden jeweils 
die Wörter »Ministeriums für Arbeit und Soziales« 
durch das Wort »Sozialministeriums« ersetzt.

Artikel 50

Das Landwirtschafts- und Landeskulturgesetz vom 14. 
März 1972 (GBl. S. 74), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 15. Dezember 2015 (GBl. S. 1155) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

In § 7 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter »Ministerium 
für Ernährung und Ländlichen Raum« durch die Wörter 
»Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz« ersetzt.

Artikel 51

Das Agrarstrukturverbesserungsgesetz vom 10. Novem-
ber 2009 (GBl. S. 645), das zuletzt durch Artikel 9 des 
Gesetzes vom 29. Juli 2014 (GBl. S. 378, 380) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	In § 2 Absatz 3, § 30 Satz 2 und § 34 Absatz 1 werden 
jeweils die Wörter »Ministerium für Ernährung und 
Ländlichen Raum« durch die Wörter »Ministerium für 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz« ersetzt.

2.	In § 14 Absatz 2 werden die Wörter »Ministeriums für 
Ernährung und Ländlichen Raum« durch die Wörter 
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In § 14 Satz 3 werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministerium« durch das Wort »Finanzministe-
rium« ersetzt.

Artikel 62

Das Gesetz über die Landesanstalt Schienenfahrzeuge 
Baden-Württemberg vom 17. März 2015 (GBl. S. 164) 
wird wie folgt geändert:

1.	In § 3 Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter »Ministeri-
ums für Finanzen und Wirtschaft« durch das Wort »Fi-
nanzministeriums« ersetzt.

2.	In § 7 Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter »Ministe-
rium für Finanzen und Wirtschaft« durch das Wort 
»Finanzministerium« ersetzt.

3.	In § 6 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 3 Satz 1 und 2, § 7 
Absatz 1 Satz 2 und 3 und Absatz 3 Satz 3 und 4, § 8 
Absatz 2, § 10 Absatz 1 Satz 2 und 3 und § 12 Satz 3 
werden jeweils die Wörter »Ministerium für Verkehr 
und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsministe-
rium« ersetzt.

4.	In § 13 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter »Ministeri-
ums für Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort 
»Verkehrsministeriums« ersetzt.

5.	§ 14 wird wie folgt gefasst:

»§ 14

Bekanntmachungen

Bekanntmachungen erfolgen, soweit nichts anderes be-
stimmt ist, im Gemeinsamen Amtsblatt des Landes Ba-
den-Württemberg.«

Artikel 63

Das Landeseisenbahngesetz vom 8. Juni 1995 (GBl. 
S. 417, 421), das zuletzt durch Artikel 64 der Verordnung 
vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 72) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

In § 3 Absatz 3 Satz 1 und § 16 Absatz 1 werden jeweils 
die Wörter »Ministerium für Verkehr und Infrastruktur« 
durch das Wort »Verkehrsministerium« ersetzt.

Artikel 64

Das Landeseisenbahnfinanzierungsgesetz vom 8. Juni 
1995 (GBl. S. 417, 426), das zuletzt durch Artikel 63 der 
Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 72) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

In § 2 werden die Wörter »Ministerium für Verkehr und 
Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsministerium« er-
setzt.

Artikel 65

Das Wassergesetz für Baden-Württemberg vom 3. De-
zember 2013 (GBl. S. 389), das zuletzt durch Artikel 2 

Artikel 57

Das Gesetz zur Ausführung des Geflügelfleischhygiene
gesetzes vom 6. Dezember 1999 (GBl. S. 623), das zu-
letzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Dezember 
2004 (GBl. S. 895, 900) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

In § 1 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter »Ministerium 
für Ernährung und Ländlichen Raum« durch die Wörter 
»Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz« ersetzt.

Artikel 58

Das Gesetz zur Ausführung des Tierische Nebenpro-
dukte-Beseitigungsgesetzes vom 14. Dezember 2004 
(GBl. S. 914) wird wie folgt geändert:

In § 2 Absatz 1 Satz 1 und § 5 Absatz 1 Satz 1 werden 
jeweils die Wörter »Ministerium für Ernährung und 
Ländlichen Raum« durch die Wörter »Ministerium für 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz« ersetzt.

Artikel 59

Das Gesetz über die Anerkennung von Kurorten und Er-
holungsorten vom 14. März 1972 (GBl. S. 70), das zu-
letzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Dezember 
2013 (GBl. S. 389, 440) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1.	In § 14 Absatz 1 Satz 1, § 15 Satz 1 und 2, § 16 Absatz 
1 und 3 Satz 1 und Absatz 4 Satz 2, § 17 Absatz 1, § 18 
Absatz 1 Satz 1 und 3 und Absatz 2 Satz 2 sowie § 21 
Absatz 3 werden jeweils die Wörter »Ministerium für 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz« durch das 
Wort »Justizministerium« ersetzt.

2.	In § 16 Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter »Finanz- 
und Wirtschaftsministerium« durch das Wort »Finanz-
ministerium« ersetzt. 

Artikel 60

Das Juristenausbildungsgesetz vom 16. Juli 2003 (GBl. 
S. 354), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 1. 
April 2014 (GBl. S. 99, 169) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

In § 9 Absatz 1 werden die Wörter »dem Finanz- und 
Wirtschaftsministerium, dem Wissenschaftsministerium 
und dem Innenministerium« durch die Wörter »dem In-
nenministerium, dem Finanzministerium und dem Wis-
senschaftsministerium« ersetzt.

Artikel 61

Das Landesrichter- und -staatsanwaltsgesetz in der Fas-
sung vom 22. Mai 2000 (GBl. S. 504), das zuletzt durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 1. Dezember 2015 (GBl. 
S. 1035, 1038) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:
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des Sozialministeriums, des Ministeriums für Ländli-
chen Raum und Verbraucherschutz, des Justizministe-
riums, des Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur 
und des Integrationsministeriums« durch die Wörter 
»des Finanzministeriums, des Kultusministeriums, des 
Wissenschaftsministeriums, des Umweltministeriums, 
des Wirtschaftsministeriums, des Sozialministeriums, 
des Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbrau-
cherschutz, des Justizministeriums und des Verkehrs-
ministeriums« ersetzt.

2.	In § 6 Absatz 1 werden die Wörter »Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrs-
ministeriums« ersetzt.

3.	§ 10 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums, des Ministeriums für Verkehr 
und Infrastruktur« durch die Wörter »Finanzminis-
teriums, des Verkehrsministeriums« ersetzt.

b)	 In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter »Finanz- und 
Wirtschaftsministeriums« durch das Wort »Wirt-
schaftsministeriums« ersetzt.

Artikel 70

Die Beurteilungsverordnung vom 16. Dezember 2014 
(GBl. S. 778) wird wie folgt geändert:

In § 9 Absatz 3 werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministerium« durch die Wörter »Finanzministe-
rium, das Wirtschaftsministerium« ersetzt.

Artikel 71

Die Laufbahnbefähigungsanerkennungsverordnung vom 
18. Oktober 2011 (GBl. S. 494), die durch Verordnung 
vom 12. Januar 2016 (GBl. S. 15) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums, des Wissenschaftsministeriums, 
des Umweltministeriums, des Sozialministeriums, des 
Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz, des Justizministeriums, des Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur und des Integrationsministeri-
ums« durch die Wörter »Finanzministeriums, des Wis-
senschaftsministeriums, des Umweltministeriums, des 
Wirtschaftsministeriums, des Sozialministeriums, des 
Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz, des Justizministeriums und des Verkehrsministe-
riums« ersetzt. 

Artikel 72

Die Landesnebentätigkeitsverordnung in der Fassung 
vom 28. Dezember 1972 (GBl. 1973 S. 57), die zuletzt 
durch Artikel 112 der Verordnung vom 25. Januar 2012 
(GBl. S. 65, 78) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

des Gesetzes vom 16. Dezember 2014 (GBl. S. 777) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	In § 39 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter »Ministe-
rium für Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort 
»Verkehrsministerium« ersetzt.

2.	In § 126 Absatz 4 werden die Wörter »Ministeriums 
für Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Ver-
kehrsministeriums« ersetzt.

Artikel 66

Das Hafensicherheitsgesetz vom 6. Mai 2008 (GBl. 
S. 121), das zuletzt durch Artikel 68 der Verordnung vom 
25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 73) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.	In § 10 Absatz 2 und § 13 Absatz 3 werden jeweils die 
Wörter »Ministerium für Verkehr und Infrastruktur« 
durch das Wort »Verkehrsministerium« ersetzt.

2.	In § 27 werden jeweils die Wörter »Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrs-
ministeriums« ersetzt.

Artikel 67

Das Straßengesetz für Baden-Württemberg in der Fas-
sung vom 11. Mai 1992 (GBl. S. 330, ber. S. 683), das 
zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 12. Mai 2015 
(GBl. S. 326, 331) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

In § 3 Absatz 5 werden die Wörter »Ministerium für Ver-
kehr und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsminis-
terium« ersetzt.

Artikel 68

Das Landesseilbahngesetz in der Fassung vom 20. No-
vember 2003 (GBl. 2004 S. 11), das zuletzt durch Artikel 
66 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 73) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In § 5 Satz 3 Halbsatz 1, § 8 Absatz 4 Satz 1, § 25 Absatz 
1 Satz 1 und Absatz 5 sowie § 26 Absatz 1 und 3 werden 
jeweils die Wörter »Ministerium für Verkehr und Infra-
struktur« durch das Wort »Verkehrsministerium« ersetzt.

A bs  c hnitt      2

Anpassung von Verordnungen

Artikel 69

Die Beamtenrechtszuständigkeitsverordnung vom 8. 
Mai 1996 (GBl. S. 402), die zuletzt durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 1. Dezember 2015 (GBl. S. 1035, 1039) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. 	In der Überschrift werden die Wörter »Finanz- und 
Wirtschaftsministeriums, des Kultusministeriums, des 
Wissenschaftsministeriums, des Umweltministeriums, 
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des Wissenschaftsministeriums, des Umweltministeri-
ums, des Sozialministeriums, des Ministeriums für 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz, des Ministeri-
ums für Verkehr und Infrastruktur, des Integrationsminis-
teriums« durch die Wörter »des Finanzministeriums, des 
Kultusministeriums, des Wissenschaftsministeriums, des 
Umweltministeriums, des Wirtschaftsministeriums, des 
Sozialministeriums, des Ministeriums für Ländlichen 
Raum und Verbraucherschutz, des Verkehrsministeri-
ums« ersetzt.

Artikel 76

Die Verordnung des Integrationsministeriums über die 
Durchführung des Flüchtlingsaufnahmegesetzes vom 8. 
Januar 2014 (GBl. S. 59), die zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 17. Dezember 2015 (GBl. S. 1234, 1243) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	In der Überschrift wird das Wort »Integrationsministe-
riums« durch das Wort »Innenministeriums« ersetzt.

2.	In § 7 wird das Wort »Integrationsministerium« durch 
das Wort »Innenministerium« ersetzt.

Artikel 77

Die Verordnung des Integrationsministeriums über die 
Neufestsetzung der Pauschalen nach § 15 des Flücht-
lingsaufnahmegesetzes für das Jahr 2014 vom 9. März 
2016 (GBl. S. 222) wird wie folgt geändert:

In der Überschrift wird das Wort »Integrationsministeri-
ums« durch das Wort »Innenministeriums« ersetzt.

Artikel 78

Die Aufenthalts- und Asyl-Zuständigkeitsverordnung 
vom 2. Dezember 2008 (GBl. S. 465), die zuletzt durch 
Verordnung vom 12. Januar 2016 (GBl. S. 13) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	In der Überschrift werden die Wörter »der Landesre-
gierung, des Innenministeriums und des Integrations-
ministeriums« durch die Wörter »der Landesregierung 
und des Innenministeriums« ersetzt.

2.	§ 14 wird wie folgt gefasst:

»§ 14

Weiterübertragung von Ermächtigungen

Die in § 71 Absatz 1 Satz 2 AufenthG, in § 15 a Absatz 3 
Satz 4 AufenthG in Verbindung mit § 46 Absatz 5 AsylG, 
in § 15 a Absatz 4 Satz 5 AufenthG sowie in § 22 Absatz 
2 Satz 1 und § 46 Absatz 5 AsylG enthaltenen Ermächti-
gungen werden auf das Innenministerium übertragen.«

Artikel 79

Die Eingliederungs-Zuständigkeitsverordnung vom 8. 
Januar 1996 (GBl. S. 64), die zuletzt durch Verordnung 

In § 11 Absatz 2 werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministerium« durch das Wort »Finanzministe-
rium« ersetzt.

Artikel 73

Die Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung vom 29. No-
vember 2005 (GBl. S. 716), die zuletzt durch Artikel 69 
des Gesetzes vom 17. Dezember 2015 (GBl. S. 1210, 
1233) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In § 31 Absatz 1 Satz 5 und Absatz 4 Satz 3 Nummer 2 
sowie in § 38 Absatz 2 und 3 Satz 1 werden die Wörter 
»Finanz- und Wirtschaftsministeriums« jeweils durch 
das Wort »Finanzministeriums« ersetzt.

Artikel 74

Die Unfallfürsorgezuständigkeitsverordnung vom 18. 
Dezember 1980 (GBl. 1981 S. 2), die zuletzt durch Arti-
kel 6 des Gesetzes vom 12. Mai 2015 (GBl. S. 326, 331) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. 	In der Überschrift werden die Wörter »des Kultusmi-
nisteriums, des Wissenschaftsministeriums, des Justiz-
ministeriums, des Finanz- und Wirtschaftsministeri-
ums, des Ministeriums für Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz, des Sozialministeriums und des 
Umweltministeriums« durch die Wörter »des Finanz-
ministeriums, des Kultusministeriums, des Wissen-
schaftsministeriums, des Umweltministeriums, des 
Wirtschaftsministeriums, des Sozialministeriums, des 
Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz, des Justizministeriums« ersetzt.

2. 	Die Anlage wird wie folgt geändert:

a)	 Nummer 5 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Spalte 1 werden die Wörter »Finanz- und 
Wirtschaftsministerium« durch das Wort »Fi-
nanzministerium« ersetzt.

bb) 	In Spalte 2 und 3 wird jeweils die Nummer 5.1 
gestrichen und die Nummern 5.2 bis 5.5 wer-
den jeweils die Nummern 5.1 bis 5.4.

b)	 Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 6 einge-
fügt:

»6. �Wirtschafts-
ministerium

6.1 Regierungs-
präsidien

6.1 der Regie-
rungspräsi-
dien«.

Artikel 75

Die Verordnung des Innenministeriums über die Bestim-
mung der für die Vollstreckung nach dem Landesverwal-
tungsvollstreckungsgesetz zuständigen Vollstreckungsbe-
hörden vom 23. Juni 1990 (GBl. S. 230), die zuletzt durch 
Artikel 118 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. 
S. 65, 79) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In § 1 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter »des Finanz- 
und Wirtschaftsministeriums, des Kultusministeriums, 
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vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 74) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

In § 1 Satz 1 werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministerium« durch das Wort »Finanzministe-
rium« ersetzt.

Artikel 86

Die Landesfamilienkassenverordnung vom 19. Mai 2008 
(GBl. S. 165), die durch Artikel 76 der Verordnung vom 
25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 74) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Finanzministeri-
ums« ersetzt.

Artikel 87

Die Pflegezeitvorschuss-Verordnung vom 15. Dezember 
2015 (GBl. 2016 S. 4) wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Finanzministeri-
ums« ersetzt.

Artikel 88

Die Leistungsprämienverordnung des Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums vom 28. September 2011 (GBl. 
S. 489) wird wie folgt geändert:

1.	In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums 
für Finanzen und Wirtschaft« durch das Wort »Finanz-
ministeriums« und die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums – LPVO-MFW« durch die An-
gabe »Finanzministeriums – LPVO-FM« ersetzt.

2.	In § 1 und § 2 Absatz 1 Satz 1 werden jeweils die 
Wörter »Ministeriums für Finanzen und Wirtschaft« 
durch das Wort »Finanzministeriums« ersetzt.

3.	In § 2 Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter »Ministe-
rium für Finanzen und Wirtschaft« durch das Wort 
»Finanzministerium« ersetzt.

Artikel 89

Die Verordnung des Ministeriums für Finanzen und 
Wirtschaft über Auflagen bei der Gewährung von An-
wärterbezügen vom 14. Dezember 2011 (GBl. S. 571) 
wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Finanzen und Wirtschaft« durch das Wort »Finanzminis-
teriums« ersetzt.

Artikel 90

Die Verordnung des Ministeriums für Finanzen und 
Wirtschaft über die Gewährung von Unterhaltsbeihilfen 
an Verwaltungspraktikanten vom 6. Juli 2011 (GBl. 
S. 403) wird wie folgt geändert:

vom 16. Dezember 2015 (GBl. 2016 S. 6) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Innenministeri-
ums, Sozialministeriums und des Integrationsministeri-
ums« durch die Wörter »Innenministeriums und Sozial-
ministeriums« ersetzt. 

Artikel 80

Die Sonderkontingentsverordnung Nordirak vom 21. 
Juli 2015 (GBl. S. 746) wird wie folgt geändert:

In der Überschrift wird das Wort »Integrationsministeri-
ums« durch das Wort »Innenministeriums« ersetzt.

Artikel 81

Die Verordnung des Integrationsministeriums über Zu-
ständigkeiten im Staatsangehörigkeitsrecht vom 3. Feb-
ruar 1976 (GBl. S. 245), die durch Artikel 239 der Ver-
ordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 92) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift wird das Wort »Integrationsministeri-
ums« durch das Wort »Innenministeriums« ersetzt.

Artikel 82

Die Verordnung über die Einrichtung weiterer Landes-
erstaufnahmeeinrichtungen vom 5. März 2015 (GBl. 
S.175, 176) wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden nach dem Wort »Verordnung« 
die Wörter »des Innenministeriums« eingefügt.

Artikel 83

Die Grundamtsbezeichnungs-Verordnung vom 28. Ja-
nuar 1988 (GBl. S. 90), die zuletzt durch Verordnung 
vom 30. November 2015 (GBl. S. 1162) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Finanzministeri-
ums« ersetzt.

Artikel 84

Die Vergütungsverordnung vom 6. Dezember 2010 
(GBl. S. 1051), die durch Artikel 74 der Verordnung vom 
25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 74) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Finanzministeri-
ums« ersetzt.

Artikel 85

Die Verordnung der Landesregierung zur Übertragung 
der Zuständigkeit zum Erlass einer Rechtsverordnung 
zur Errichtung von Landesfamilienkassen vom 22. April 
2008 (GBl. S. 131), die durch Artikel 75 der Verordnung 
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c)	 Die Wörter »Ministeriums für Verkehr und Infra-
struktur« werden durch das Wort »Verkehrsminis-
teriums« ersetzt.

d)	 Die Zeile mit den Wörtern »des Integrationsminis-
teriums,« wird gestrichen.

Artikel 94

Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung gehobener bau-
technischer Dienst der Hochbauverwaltung vom 28. Ok-
tober 2014 (GBl. S. 507) wird wie folgt geändert:

In der Überschrift, § 17 Absatz 3 Nummer 1 und 2 und 
Absatz 4 Nummer 1 und 2 werden jeweils die Wörter 
»Finanz- und Wirtschaftsministeriums« durch das Wort 
»Finanzministeriums« ersetzt.

Artikel 95

Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung höherer bau-
technischer Dienst der Hochbauverwaltung vom 29. Juli 
2014 (GBl. S. 390) wird wie folgt geändert:

1.	In der Überschrift sowie § 17 Absatz 3 Nummer 1 und 
3 und Absatz 4 Nummer 1 und 3 werden jeweils die 
Wörter »Finanz- und Wirtschaftsministeriums« durch 
das Wort »Finanzministeriums« ersetzt.

2.	In § 5 Absatz 1 und § 15 werden jeweils die Wörter 
»Finanz- und Wirtschaftsministerium« durch das Wort 
»Finanzministerium« ersetzt.

Artikel 96

Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung mittlerer Dienst 
der Allgemeinen Finanzverwaltung vom 20. November 
2014 (GBl. S. 675) wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Finanzministeri-
ums« ersetzt.

Artikel 97

Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung gehobener 
Dienst der Allgemeinen Finanzverwaltung vom 29. Juli 
2014 (GBl. S. 385), die durch Verordnung vom 20. Juni 
2016 (GBl. S. 382) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1.	In der Überschrift, § 12 Absatz 3 und § 17 Absatz 4 
werden jeweils die Wörter »Finanz- und Wirtschafts-
ministeriums« durch das Wort »Finanzministeriums« 
ersetzt.

2.	In § 27 werden die Wörter »Finanz- und Wirtschafts-
ministerium« durch das Wort »Finanzministerium« 
ersetzt.

Artikel 98

Die Finanzlaufbahnverordnung vom 23. Oktober 2012 
(GBl. S. 574) wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Finanzen und Wirtschaft« durch das Wort »Finanzminis-
teriums« ersetzt.

Artikel 91

Die Verordnung des Ministeriums für Finanzen und 
Wirtschaft über die Gewährung von Unterhaltsbeihilfen 
an Lehramtsanwärter und Studienreferendare in öffent-
lich-rechtlichen Ausbildungsverhältnissen vom 13. Juli 
2011 (GBl. S. 413) wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Finanzen und Wirtschaft« durch das Wort »Finanzminis-
teriums« ersetzt.

Artikel 92

Die Verordnung des Ministeriums für Finanzen und 
Wirtschaft über die Gewährung von Unterhaltsbeihilfen 
an Rechtsreferendare vom 27. Juni 2011 (GBl. S. 389) 
wird wie folgt geändert:

1.	In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums 
für Finanzen und Wirtschaft« durch das Wort »Finanz-
ministeriums« ersetzt.

2.	In § 1 Satz 4 werden die Wörter »Ministerium für Fi-
nanzen und Wirtschaft« durch das Wort »Finanzminis-
terium« ersetzt.

Artikel 93

Die Verordnung der Landesregierung und des Finanz- 
und Wirtschaftsministeriums über die Zuständigkeiten 
des Landesamtes für Besoldung und Versorgung Baden-
Württemberg in der Fassung vom 1. September 1986 
(GBl. S. 344), die zuletzt durch Artikel 92 der Verord-
nung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 76) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

1.	In der Überschrift, § 4 Nummer 1 Halbsatz 2, § 11 Ab-
satz 1 und § 14 Absatz 1 Satz 1 und 2 werden jeweils 
die Wörter »Finanz- und Wirtschaftsministeriums« 
durch das Wort »Finanzministeriums« ersetzt.

2.	In § 4 Nummer 1 Halbsatz 2, § 6 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1, § 17 Absatz 1 Nummer 2 und § 20 werden 
jeweils die Wörter »Finanz- und Wirtschaftsministe-
rium« durch das Wort »Finanzministerium« ersetzt.

3.	§ 6 Absatz 1 Nummer 4 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Wörter »Finanz- und Wirtschaftsministeriums« 
werden durch das Wort »Finanzministeriums« er-
setzt.

b)	 Nach dieser Zeile für das Finanzministerium mit 
den schließenden Wörtern »nicht sozialversiche-
rungspflichtig ist,« werden in einer neuen Zeile fol-
gende Wörter eingefügt:

	 »des Wirtschaftsministeriums,«
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nung vom 1. Dezember 2015 (GBl. S. 1165) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Finanzministeri-
ums« ersetzt.

Artikel 104

Die Verordnung des Finanz- und Wirtschaftsministeri-
ums über die Betriebstättenbesteuerung nach dem Kir-
chensteuergesetz vom 23. Dezember 1969 (GBl. 1970 
S. 17), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 5. 
Februar 2015 (GBl. S. 144) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Finanzministeri-
ums« ersetzt.

Artikel 105

Die Zweite Verordnung des Finanz- und Wirtschaftsmi-
nisteriums über die Betriebstättenbesteuerung nach dem 
Kirchensteuergesetz vom 30. Januar 1970 (GBl. S. 47), 
die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 5. Feb-
ruar 2015 (GBl. S. 144) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Finanzministeri-
ums« ersetzt.

Artikel 106

Die Verordnung des Finanz- und Wirtschaftsministeri-
ums über die Betriebstättenbesteuerung nach dem Kir-
chensteuergesetz vom 25. Oktober 1974 (GBl. S. 444), 
die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung vom 5. Feb-
ruar 2015 (GBl. S. 144) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Finanzministeri-
ums« ersetzt.

Artikel 107

Die Verordnung des Finanz- und Wirtschaftsministeri-
ums über die Verwaltung der Kirchensteuer der Freireli-
giösen Landesgemeinde Baden vom 25. Oktober 1974 
(GBl. S. 444), die durch Artikel 100 der Verordnung vom 
25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 77) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Finanzministeri-
ums« ersetzt.

Artikel 108

Die Verordnung des Finanz- und Wirtschaftsministeri-
ums über die Verwaltung der Kirchensteuer der Israeliti-

In der Überschrift werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Finanzministeri-
ums« ersetzt.

Artikel 99

Die Landestrennungsgeldverordnung vom 12. Dezember 
1985 (GBl. S. 411), die zuletzt durch Artikel 68 des Ge-
setzes vom 17. Dezember 2015 (GBl. S. 1210, 1233) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	In der Überschrift, § 2 Absatz 3 Satz 3 und in § 5 Ab-
satz 4 werden jeweils die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Finanzministe-
riums« ersetzt.

2.	In § 4 Absatz 6 Satz 2 werden die Wörter »Finanz- 
und Wirtschaftsministerium« durch das Wort »Finanz-
ministerium« ersetzt.

Artikel 100

Die Verordnung der Landesregierung zur Übertragung 
von Ermächtigungen im Bereich des Straf- und Bußgeld-
verfahrens der Abgabenordnung auf das Finanz- und 
Wirtschaftsministerium vom 15. Juli 1985 (GBl. S. 229), 
die durch Artikel 93 der Verordnung vom 25. Januar 
2012 (GBl. S. 65, 76) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

In der Überschrift und in § 1 Satz 1 und 2 werden jeweils 
die Wörter »Finanz- und Wirtschaftsministerium« durch 
das Wort »Finanzministerium« ersetzt.

Artikel 101

Die Verordnung des Finanz- und Wirtschaftsministeri-
ums über die Zuständigkeit der Finanzämter im Strafver-
fahren und im Bußgeldverfahren vom 29. November 
2004 (GBl. S. 864), die zuletzt durch Artikel 94 der Ver-
ordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 76) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Finanzministeri-
ums« ersetzt.

Artikel 102

Die Verordnung der Landesregierung zur Übertragung 
der Ermächtigung nach § 17 Abs. 2 des Finanzverwal-
tungsgesetzes auf das Finanz- und Wirtschaftsministe-
rium vom 4. Februar 1991 (GBl. S. 86), die durch Artikel 
95 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 76) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift und in § 1 werden jeweils die Wörter 
»Finanz- und Wirtschaftsministerium« durch das Wort 
»Finanzministerium« ersetzt.

Artikel 103

Die Finanzämter-Zuständigkeitsverordnung vom 30. 
November 2004 (GBl. S. 865), die zuletzt durch Verord-
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In der Überschrift werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Finanzministeri-
ums« ersetzt.

Artikel 113

Die Verordnung der Landesregierung über die Errich-
tung der Hochschule für öffentliche Verwaltung Kehl 
und der Hochschule für öffentliche Verwaltung und Fi-
nanzen Ludwigsburg vom 28. Juni 1999 (GBl. S. 309), 
die zuletzt durch Verordnung vom 20. November 2012 
(GBl. S. 632) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

In §§ 3, 6 Absatz 1 und 2 sowie § 7 Absatz 1 und 2 Satz 
1 werden jeweils die Wörter »Finanz- und Wirtschafts-
ministerium« durch das Wort »Finanzministerium« er-
setzt.

Artikel 114

Die Leistungsbezügeverordnung vom 14. Januar 2005 
(GBl. S. 125), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 16. Dezember 2014 (GBl. S. 770, 771) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

In § 7 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter »Finanz- und 
Wirtschaftsministerium« durch das Wort »Finanzminis-
terium« ersetzt.

Artikel 115

Die Immissionsschutz-Zuständigkeitsverordnung vom 
11. Mai 2010 (GBl. S. 406), die zuletzt durch Artikel 2 
der Verordnung vom 25. November 2014 (GBl. S. 621, 
622) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	In der Überschrift werden die Wörter »und des Minis-
teriums für Umwelt, Naturschutz und Verkehr« durch 
die Wörter », des Umweltministeriums und des Ver-
kehrsministeriums« ersetzt.

2.	In § 1 Absatz 2 Nummer 1, § 6 Absatz 1 Satz 2 und 
Absatz 2 Satz 2 werden jeweils die Wörter »Ministe-
rium für Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort 
»Verkehrsministerium« ersetzt.

Artikel 116

Die Röntgen-Zuständigkeitsverordnung vom 10. No-
vember 2015 (GBl. S. 899) wird wie folgt geändert:

In Nummer 2.5, 2.19 und 2.47 der Anlage wird jeweils in 
Spalte 4 das Wort »Sozialministerium« durch das Wort 
»Umweltministerium« ersetzt.

Artikel 117

Die Gaststättenverordnung in der Fassung vom 18. Feb-
ruar 1991 (GBl. S. 196, ber. 1992 S. 227), die zuletzt 
durch Gesetz vom 20. November 2012 (GBl. S. 604, 
623) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

schen Religionsgemeinschaft Württembergs und die Be-
triebstättenbesteuerung nach dem Kirchensteuergesetz 
vom 11. Oktober 1979 (GBl. S. 492), die zuletzt durch 
Artikel 4 der Verordnung vom 5. Februar 2015 (GBl. 
S. 144) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Finanzministeri-
ums« ersetzt.

Artikel 109

Die Kirchgeldverordnung vom 18. März 1998 (GBl. 
S. 237), die zuletzt durch Verordnung vom 15. Dezember 
2015 (GBl. 2016 S. 5) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Finanzministeri-
ums« ersetzt.

Artikel 110

Die Verordnung des Finanz- und Wirtschaftsministeri-
ums über die Betriebstättenbesteuerung für Kirchen-
steuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer nach dem 
Kirchensteuergesetz vom 10. Dezember 2008 (GBl. 
S. 494), die zuletzt durch Artikel 6 der Verordnung vom 
5. Februar 2015 (GBl. S. 144, 145) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.	In der Überschrift und in § 2 Satz 3 werden jeweils die 
Wörter »Finanz- und Wirtschaftsministeriums« durch 
das Wort »Finanzministeriums« ersetzt.

2.	In § 2 Satz 2 werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministerium« durch das Wort »Finanzministe-
rium« ersetzt.

Artikel 111

Die Verordnung des Finanz- und Wirtschaftsministeri-
ums zur elektronischen Datenübermittlung zwischen der 
Steuerverwaltung und den Gemeinden bei der Gewerbe-
steuer und der Grundsteuer vom 24. August 2015 (GBl. 
S. 878) wird wie folgt geändert:

1.	In der Überschrift werden die Wörter »Finanz- und 
Wirtschaftsministeriums« durch das Wort »Finanzmi-
nisteriums« ersetzt.

2.	In § 1 Absatz 5 und § 2 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 
werden jeweils die Wörter »Finanz- und Wirtschafts-
ministerium« durch das Wort »Finanzministerium« 
ersetzt.

Artikel 112

Die Verordnung des Finanz- und Wirtschaftsministeri-
ums über die Berufung der sachkundigen Mitglieder der 
Gutachterausschüsse bei den Oberfinanzdirektionen vom 
20. November 1975 (GBl. S. 834), die durch Artikel 107 
der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 77) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:
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nung vom 13. Januar 2015 (GBl. S. 65) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1.	In §§ 1, 2 Absatz 1 Nummer 1 sowie § 6 Absatz 1 Satz 
1 und 2 und Absatz 2 Satz 1 und 2 werden jeweils die 
Wörter »Finanz- und Wirtschaftsministerium« durch 
das Wort »Wirtschaftsministerium« ersetzt.

2.	In § 2 Absatz 1 Nummer 4 und § 3 Absatz 1 Nummer 
8 werden jeweils die Wörter »Finanz- und Wirtschafts-
ministerium« durch das Wort »Finanzministerium« 
ersetzt.

3.	In § 2 Absatz 1 Nummer 5 a und § 3 Absatz 3 Nummer 
5 a werden jeweils die Wörter »Ministerium für Ver-
kehr und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsmi-
nisterium« ersetzt.

4.	§ 3 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a)	 In Nummer 1 wird die Angabe »Nr. 1« durch die 
Wörter »Nummer 1 und 14 a« ersetzt.

b)	 In Nummer 5 werden die Wörter »Nr. 8 und 14 a das 
Finanz- und Wirtschaftsministerium« durch die 
Wörter »Nummer 8 das Finanzministerium« ersetzt.

Artikel 123

Die Gemeinsame Verordnung der Landesregierung so-
wie des Sozialministeriums und des Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums über Zuständigkeiten nach dem 
Fahrpersonalgesetz und der nach ihm ergangenen 
Rechtsverordnungen vom 22. November 1977 (GBl. 
S. 673), die zuletzt durch Artikel 156 der Verordnung 
vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 83) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Sozialministeri-
ums und des Finanz- und Wirtschaftsministeriums« 
durch das Wort »Wirtschaftsministeriums« ersetzt.

Artikel 124

Die Allgemeine Ausführungsverordnung des Ministeri-
ums für Verkehr und Infrastruktur zur Landesbauord-
nung vom 5. Februar 2010 (GBl. S. 24), die zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 11. November 2014 (GBl. 
S. 501, 505) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Wirtschafts-
ministeriums« ersetzt.

Artikel 125

Die Verfahrensverordnung zur Landesbauordnung vom 
13. November 1995 (GBl. S. 794), die zuletzt durch Arti-
kel 218 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 
89) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Wirtschafts-
ministeriums« ersetzt.

In § 1 Absatz 5 Satz 1 Halbsatz 2 werden die Wörter »Fi-
nanz- und Wirtschaftsministerium« durch das Wort 
»Wirtschaftsministerium« ersetzt.

Artikel 118

Die Laufbahnverordnung eichtechnischer Dienst vom 1. 
Juli 2014 (GBl. S. 368) wird wie folgt geändert:

1.	In der Überschrift werden die Wörter »Finanz- und 
Wirtschaftsministeriums« durch das Wort »Wirt-
schaftsministeriums« ersetzt.

2.	In § 6 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter »Finanz- 
und Wirtschaftsministerium« durch das Wort »Wirt-
schaftsministerium« ersetzt.

Artikel 119

Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den eich-
technischen Dienst vom 13. April 2016 (GBl. S. 269) 
wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Wirtschaftsminis-
teriums« ersetzt.

Artikel 120

Die Verordnung des Finanz- und Wirtschaftsministeri-
ums über Zuständigkeiten nach der Handwerksordnung 
vom 27. Oktober 2006 (GBl. S. 348), die durch Artikel 
82 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 74) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	In der Überschrift werden die Wörter »Finanz- und 
Wirtschaftsministeriums« durch das Wort »Wirt-
schaftsministeriums« ersetzt.

2.	In § 1 Nummer 3 werden die Wörter »Finanz- und 
Wirtschaftsministerium« durch das Wort »Wirtschafts-
ministerium« ersetzt.

Artikel 121

Die Verordnung der Landesregierung über Zuständigkei-
ten nach der Handwerksordnung vom 12. September 
2006 (GBl. S. 294), die zuletzt durch Artikel 83 der Ver-
ordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 74) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	In § 1 Absatz 1 Satz 1 und 2 und Absatz 2 Satz 1 und 2 
sowie § 2 werden jeweils die Wörter »Finanz- und 
Wirtschaftsministerium« durch das Wort »Wirtschafts-
ministerium« ersetzt.

2.	In § 3 Absatz 2 werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Wirtschaftsmi-
nisteriums« ersetzt.

Artikel 122

Die Berufsbildungsgesetz-Zuständigkeitsverordnung 
vom 3. Juli 2007 (GBl. S. 342), die zuletzt durch Verord-
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teriums für Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort 
»Wirtschaftsministeriums« ersetzt.

Artikel 132

Die Verordnung des Ministeriums für Verkehr und Infra-
struktur über elektrische Betriebsräume vom 28. Oktober 
1975 (GBl. S. 788, ber. 1976 S. 256), die durch Artikel 
224 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 
90) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Wirtschafts-
ministeriums« ersetzt.

Artikel 133

Die Feuerungsverordnung vom 24. November 1995 
(GBl. S. 806), die zuletzt durch Artikel 226 der Verord-
nung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 90) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift und in § 10 Absatz 2 Satz 2 werden 
jeweils die Wörter »Ministeriums für Verkehr und Infra-
struktur« durch das Wort »Wirtschaftsministeriums« er-
setzt.

Artikel 134

Die Durchführungsverordnung zum Baugesetzbuch vom 
2. März 1998 (GBl. S. 185), die zuletzt durch Artikel 227 
der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 90) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »des Ministeriums 
für Verkehr und Infrastruktur und des Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch die Wörter »und des Wirt-
schaftsministeriums« ersetzt.

Artikel 135

Die Verordnung der Landesregierung über Zuständigkei-
ten nach der Gewerbeordnung vom 16. Dezember 1985 
(GBl. S. 582, ber. 1986 S. 160), die zuletzt durch Verord-
nung vom 22. März 2016 (GBl. S. 245) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

In § 12 Absatz 1 Nummer 1, 2 und 4 und Absatz 2  
werden jeweils die Wörter »Finanz- und Wirtschafts
ministerium« durch das Wort »Wirtschaftsministerium« 
ersetzt.

Artikel 136

Die Verordnung des Finanz- und Wirtschaftsministeri-
ums über das Ausschreibungs- und Auswahlverfahren 
zur bevollmächtigten Bezirksschornsteinfegerin und 
zum bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger vom 11. 
November 2013 (GBl. S. 367) wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Wirtschaftsminis-
teriums« ersetzt.

Artikel 126

Die Bausachverständigenverordnung vom 15. Juli 1986 
(GBl. S. 305), die zuletzt durch Artikel 219 der Verord-
nung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 89) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Wirtschafts-
ministeriums« ersetzt.

Artikel 127

Die Architekteneintragungsverordnung vom 13. Juli 
1999 (GBl. S. 350), die zuletzt durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 23. Februar 2016 (GBl. S. 136, 148) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

In der Überschrift werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Wirtschaftsminis-
teriums« ersetzt. 

Artikel 128

Die Campingplatzverordnung vom 15. Juli 1984 (GBl. 
S. 545, ber. 1985 S. 20), die zuletzt durch Artikel 220 der 
Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 89) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Wirtschafts-
ministeriums« ersetzt.

Artikel 129

Die Verkaufsstättenverordnung vom 11. Februar 1997 
(GBl. S. 84), die zuletzt durch Artikel 221 der Verord-
nung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 89) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Wirtschafts-
ministeriums« ersetzt.

Artikel 130

Die Versammlungsstättenverordnung vom 28. April 
2004 (GBl. S. 311, ber. S. 653), die zuletzt durch Artikel 
222 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 
90) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift und in § 1 Absatz 4 Satz 2 werden je-
weils die Wörter »Ministeriums für Verkehr und Infra-
struktur« durch das Wort »Wirtschaftsministeriums« er-
setzt.

Artikel 131

Die Garagenverordnung vom 7. Juli 1997 (GBl. S. 332), 
die zuletzt durch Artikel 223 der Verordnung vom 25. Ja-
nuar 2012 (GBl. S. 65, 90) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

In der Überschrift, in § 6 Absatz 1 Satz 1 und in § 11 
Absatz 3 Nummer 1 werden jeweils die Wörter »Minis-
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Artikel 142

Die Arbeitszeitzuständigkeitsverordnung vom 8. Februar 
1999 (GBl. S. 86, 87), die zuletzt durch Artikel 155 der 
Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 83) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift wird das Wort »Sozialministeriums« 
durch das Wort »Wirtschaftsministeriums« ersetzt.

Artikel 143

Die Verordnung des Sozialministeriums und des Finanz- 
und Wirtschaftsministeriums zur Durchführung des Mut-
terschutzgesetzes vom 20. Januar 1967 (GBl. S. 9), die 
zuletzt durch Artikel 157 der Verordnung vom 25. Januar 
2012 (GBl. S. 65, 83) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Sozialministeri-
ums und des Finanz- und Wirtschaftsministeriums« 
durch das Wort »Wirtschaftsministeriums« ersetzt.

Artikel 144

Die Mess- und Eich-Zuständigkeitsverordnung vom 19. 
März 2003 (GBl. S. 187), die zuletzt durch Verordnung 
vom 28. Januar 2015 (GBl. S. 95) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Wirtschaftsminis-
teriums« ersetzt.

Artikel 145

Die Verordnung des Ministeriums für Verkehr und Infra-
struktur über die Zuständigkeit zur Erteilung der Ausfüh-
rungsgenehmigung für Fliegende Bauten vom 18. De-
zember 1996 (GBl. 1997 S. 4), die zuletzt durch Artikel 
225 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 
90) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Wirtschafts-
ministeriums« ersetzt.

Artikel 146

Die Verordnung der Landesregierung zur Regelung der 
Bildungszeit für die Qualifizierung zur Wahrnehmung 
ehrenamtlicher Tätigkeiten vom 15. Dezember 2015 
(GBl. S. 1251) wird wie folgt geändert: 

In § 6 Absatz 2 werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministerium« durch das Wort »Wirtschaftsminis-
terium« ersetzt.

Artikel 147

Die Erste Verordnung der Landesregierung zur Übertra-
gung schornsteinfegerrechtlicher Verordnungsermächti-

Artikel 137

Die Verordnung der Landesregierung zur Übertragung 
börsenrechtlicher Verordnungsermächtigungen vom 20. 
Oktober 2008 (GBl. S. 401), die durch Artikel 84 der 
Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 74) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

In § 1 werden die Wörter »Finanz- und Wirtschaftsmi-
nisterium« durch das Wort »Wirtschaftsministerium« er-
setzt.

Artikel 138

Die Verordnung des Finanz- und Wirtschaftsministeri-
ums über die Wahl des Börsenrats an der Baden-Würt-
tembergischen Wertpapierbörse vom 21. August 2013 
(GBl. S. 263) wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Wirtschaftsminis-
teriums« ersetzt. 

Artikel 139

Die Verordnung des Ministeriums für Wirtschaft, Mittel-
stand und Verkehr über die Zuständigkeit nach der Ver-
ordnung über den Nachweis der Sachkenntnis im Einzel-
handel mit freiverkäuflichen Arzneimitteln vom 9. Juli 
1984 (GBl. S. 511) wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr« durch das Wort 
»Wirtschaftsministeriums« ersetzt.

Artikel 140

Die Heimarbeits-Zuständigkeitsverordnung vom 25. No-
vember 1998 (GBl. S. 649), die zuletzt durch Artikel 153 
der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 83) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

In der Überschrift wird das Wort »Sozialministeriums« 
durch das Wort »Wirtschaftsministeriums« ersetzt.

Artikel 141

Die Verordnung der Landesregierung, des Sozialministe-
riums und des Finanz- und Wirtschaftsministeriums über 
Zuständigkeiten nach dem Jugendarbeitsschutzgesetz 
und der nach diesem Gesetz ergangenen Rechtsverord-
nungen vom 12. Oktober 1987 (GBl. S. 498), die zuletzt 
durch Artikel 154 der Verordnung vom 25. Januar 2012 
(GBl. S. 65, 83) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1.	In der Überschrift werden die Wörter »Sozialministe-
riums und des Finanz- und Wirtschaftsministeriums« 
durch das Wort »Wirtschaftsministeriums« ersetzt.

2.	In Nummer 1.3 und 1.4 der Anlage wird jeweils in 
Spalte 4 das Wort »Sozialministerium« durch das Wort 
»Wirtschaftsministerium« ersetzt.



116	 GBl. vom 10. März 2017� Nr. 5

Artikel 152

Die Druckluft-Zuständigkeitsverordnung vom 15. De-
zember 1997 (GBl. S. 574), die zuletzt durch Artikel 161 
der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 84) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift wird das Wort »Sozialministeriums« 
durch das Wort »Wirtschaftsministeriums« ersetzt.

Artikel 153

Die Verordnung des Sozialministeriums über die Zustän-
digkeiten nach dem Pflegezeitgesetz und dem Familien-
pflegezeitgesetz sowie über die Gebühr für die Erklärung 
der Zulässigkeit einer Kündigung vom 15. Dezember 
2008 (GBl. 2009 S. 2), die durch Verordnung vom 7. No-
vember 2012 (GBl. S. 577) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

In der Überschrift wird das Wort »Sozialministeriums« 
durch das Wort »Wirtschaftsministeriums« ersetzt.

Artikel 154

Die Verordnung der Landesregierung über den Landes-
pflegeausschuss nach § 92 SGB XI vom 9. Oktober 1995 
(GBl. S. 749), die zuletzt durch Artikel 110 der Verord-
nung vom 25. April 2007 (GBl. S. 252, 263) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

In § 1 Absatz 4 werden die Wörter »Ministerium für Ar-
beit und Soziales« durch das Wort »Sozialministerium« 
ersetzt.

Artikel 155

Die Berufsgerichtsordnung Ärzte vom 27. Juli 1955 
(GBl. S. 177), die zuletzt durch Artikel 25 des Gesetzes 
vom 14. Oktober 2008 (GBl. S. 343, 365) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

1.	In der Überschrift und in § 36 Absatz 3 Satz 1 werden 
jeweils die Wörter »Ministeriums für Arbeit und Sozi-
ales« durch das Wort »Sozialministeriums« ersetzt.

2.	In § 16 Absatz 1 werden die Wörter »Ministerium für 
Arbeit und Soziales« durch das Wort »Sozialministe-
rium« und die Wörter »Ministerium Ländlicher 
Raum« durch die Wörter »Ministerium für Ländlichen 
Raum und Verbraucherschutz« ersetzt.

3.	In § 36 Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter »Ministeri-
ums Ländlicher Raum« durch die Wörter »Ministeri-
ums für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz« 
ersetzt.

Artikel 156

Die Pharmazie- und Medizinprodukte-Zuständigkeits-
verordnung vom 17. Oktober 2000 (GBl. S. 694), die zu-
letzt durch Verordnung vom 29. April 2014 (GBl. S. 217) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

gungen vom 16. Juni 2009 (GBl. S. 253), die durch Arti-
kel 85 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 
75) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In § 1 werden die Wörter »Finanz- und Wirtschaftsmi-
nisterium« durch das Wort »Wirtschaftsministerium« er-
setzt.

Artikel 148

Die Zweite Verordnung der Landesregierung zur Über-
tragung schornsteinfegerrechtlicher Verordnungser-
mächtigungen vom 11. Januar 2010 (GBl. S. 9), die durch 
Artikel 86 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. 
S. 65, 75) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In § 1 werden die Wörter »Finanz- und Wirtschaftsmi-
nisterium« durch das Wort »Wirtschaftsministerium« er-
setzt.

Artikel 149

Die Verordnung des Sozialministeriums zur Feststellung 
der repräsentativen Tarifverträge im öffentlichen Perso-
nenverkehr vom 20. Juni 2013 (GBl. S. 155) wird wie 
folgt geändert:

1.	In der Überschrift und § 2 Absatz 6 Satz 2 wird jeweils 
das Wort »Sozialministeriums« durch das Wort »Wirt-
schaftsministeriums« ersetzt.

2.	In § 1 Absatz 1 Satz 1 und 3 sowie § 2 Absatz 1, 2 Satz 
1 und Absatz 3 Satz 3 wird jeweils das Wort »Sozial-
ministerium« durch das Wort »Wirtschaftsministe-
rium« ersetzt.

3.	In § 1 Absatz 1 Satz 1 und § 2 Absatz 5 werden je- 
weils die Wörter »Ministerium für Verkehr und Infra-
struktur« durch das Wort »Verkehrsministerium« er-
setzt.

Artikel 150

Die Arbeitsschutzgesetz-Zuständigkeitsverordnung vom 
4. Februar 1997 (GBl. S. 58), die zuletzt durch Artikel 72 
des Gesetzes vom 17. Dezember 2015 (GBl. S. 1210, 
1233) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter », des Finanz- und 
Wirtschaftsministeriums und des Sozialministeriums« 
durch die Wörter »und des Wirtschaftsministeriums« er-
setzt.

Artikel 151

Die Arbeitssicherheitsfachkräfte-Verordnung vom 4. De-
zember 1974 (GBl. S. 543), die zuletzt durch Artikel 158 
der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 83) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Sozialministeri-
ums und des Finanz- und Wirtschaftsministeriums« 
durch das Wort »Wirtschaftsministeriums« ersetzt.
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1.	In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums 
für Ländlichen Raum, Ernährung und Verbraucher-
schutz« durch die Wörter »Ministeriums für Ländli-
chen Raum und Verbraucherschutz« ersetzt.

2.	In den Nummern 0.1.4 und 0.4.8 Satz 2 der Anlage zu 
§ 1 werden jeweils die Wörter »Ministeriums für Er-
nährung und Ländlichen Raum« durch die Wörter 
»Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz« ersetzt.

Artikel 162

Die Verordnung des Ministeriums für Ernährung, Land-
wirtschaft, Umwelt und Forsten über Zuständigkeiten 
nach der Bundeswildschutzverordnung vom 4. März 
1986 (GBl. S. 112) wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft, Umwelt und Forsten« durch 
die Wörter »Ministeriums für Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz« ersetzt.

Artikel 163

Die Verordnung des Ministeriums für Ernährung und 
Ländlichen Raum über Zuständigkeiten nach dem Bun-
deswaldgesetz vom 5. Oktober 1987 (GBl. S. 441), die 
durch Artikel 105 des Gesetzes vom 1. Juli 2004 (GBl. 
S. 469, 530) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Ernährung und Ländlichen Raum« durch die Wörter 
»Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz« ersetzt.

Artikel 164

Die Bodenschutzwaldverordnung vom 19. Dezember 
1977 (GBl. 1978 S. 79), die durch Artikel 6 der Verord-
nung vom 4. Oktober 1982 (GBl. S. 470, 471) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft, Umwelt und Forsten« durch 
die Wörter »Ministeriums für Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz« ersetzt.

Artikel 165

Die Privatwaldverordnung vom 7. Juni 1999 (GBl. 
S. 322), die zuletzt durch Artikel 107 des Gesetzes vom 
1. Juli 2004 (GBl. S. 469, 530) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums 
Ländlicher Raum« durch die Wörter »Ministeriums für 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz« ersetzt.

Artikel 166

Die Jägerprüfungsordnung vom 7. Februar 2011 (GBl. 
S. 66) wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums« durch das Wort »Wirtschaftsminis-
teriums« ersetzt.

Artikel 157

Die Badegewässerverordnung vom 16. Januar 2008 
(GBl. S. 48), die zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes 
vom 3. Dezember 2013 (GBl. S. 389, 441) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

In § 12 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter »Ministeri-
ums für Arbeit und Soziales« durch das Wort »Sozialmi-
nisteriums« ersetzt.

Artikel 158

Die Verordnung des Ministeriums für Arbeit und Sozia-
les über die Altersgruppe der einzuladenden Frauen im 
Rahmen des Mammographie-Screenings vom 23. De-
zember 2005 (GBl. 2006 S. 13) wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Arbeit und Soziales« durch das Wort »Sozialministeri-
ums« ersetzt.

Artikel 159

Die Tierzuchtdurchführungsverordnung vom 4. Februar 
2010 (GBl. S. 297) wird wie folgt geändert:

1.	In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums 
für Ernährung und Ländlichen Raum« durch die Wör-
ter »Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbrau-
cherschutz« ersetzt.

2.	In § 2 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter »Ministe-
rium für Ernährung und Ländlichen Raum« durch die 
Wörter »Ministerium für Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz« ersetzt.

Artikel 160

Die Verordnung des Ministeriums für Ernährung und 
Ländlichen Raum zur Durchführung der Bienenseuchen-
Verordnung vom 17. Mai 2005 (GBl. S. 414) wird wie 
folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Ernährung und Ländlichen Raum« durch die Wörter 
»Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz« ersetzt.

Artikel 161

Die Verordnung des Ministeriums für Ländlichen Raum, 
Ernährung und Verbraucherschutz über die Gebühren der 
Chemischen und Veterinäruntersuchungsämter und des 
Staatlichen Tierärztlichen Untersuchungsamtes Aulen-
dorf vom 23. Dezember 2008 (GBl. 2009 S. 22), die 
durch Verordnung vom 14. Dezember 2010 (GBl. 
S. 1077) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
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Artikel 171

Die Katzen- und Hundefell-Zuständigkeitsverordnung 
vom 12. Mai 2009 (GBl. S. 230) wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Ernährung und Ländlichen Raum« durch die Wörter 
»Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz« ersetzt.

Artikel 172

Die Legehennenbetriebsregister-Zuständigkeitsverord-
nung vom 13. Dezember 2008 (GBl. 2009 S. 1) wird wie 
folgt geändert:

1.	In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums 
für Ernährung und Ländlichen Raum« durch die Wör-
ter »Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbrau-
cherschutz« ersetzt.

2.	In § 2 Nummer 1 werden die Wörter »Ministerium für 
Ernährung und Ländlichen Raum« durch die Wörter 
»Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz« ersetzt.

Artikel 173

Die Tiernebenprodukte-Zuständigkeitsverordnung vom 
13. März 2007 (GBl. S. 209) wird wie folgt geändert:

1.	In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums 
für Ernährung und Ländlichen Raum« durch die Wör-
ter »Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbrau-
cherschutz« ersetzt.

2.	In § 1 Nummer 1 und § 3 Nummer 1 werden jeweils 
die Wörter »Ministerium für Ernährung und Ländli-
chen Raum« durch die Wörter »Ministerium für Länd-
lichen Raum und Verbraucherschutz« ersetzt.

Artikel 174

Die Futtermittelsachkunde-Verordnung vom 30. Januar 
2006 (GBl. S. 77) wird wie folgt geändert:

1.	In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums 
für Ernährung und Ländlichen Raum« durch die Wör-
ter »Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbrau-
cherschutz« ersetzt.

2.	In § 3 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter »Ministe-
rium für Ernährung und Ländlichen Raum« durch die 
Wörter »Ministerium für Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz« ersetzt.

Artikel 175

Die Verordnung des Ministeriums für Ernährung und 
Ländlichen Raum über die Zuständigkeit für die Zulas-
sung und Eintragung von Lebensmittelbetrieben vom 12. 
Dezember 2005 (GBl. S. 847), die durch Verordnung 
vom 12. Januar 2008 (GBl. S. 58) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

In der Überschrift und in § 3 Absatz 2 Satz 3, § 6 Absatz 
1 Satz 5 und Absatz 4 Satz 2, § 8 Absatz 3 Satz 3, § 10 
Absatz 2 Satz 5 und Absatz 5 Satz 2 sowie § 16 Absatz 3 
Satz 2 werden jeweils die Wörter »Ministeriums für 
Ländlichen Raum, Ernährung und Verbraucherschutz« 
durch die Wörter »Ministeriums für Ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz« ersetzt.

Artikel 167

Die GMO-Obst- und Gemüse-Landesverordnung vom 8. 
Juni 2010 (GBl. S. 464) wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Ländlichen Raum, Ernährung und Verbraucherschutz« 
durch die Wörter »Ministeriums für Ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz« ersetzt.

Artikel 168

Die Verordnung des Ministeriums für Ländlichen Raum, 
Ernährung und Verbraucherschutz über die Durchfüh-
rung von Fortbildungsprüfungen in den Berufen der 
Landwirtschaft vom 3. Juni 2010 (GBl. S. 504) wird wie 
folgt geändert:

1.	In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums 
für Ländlichen Raum, Ernährung und Verbraucher-
schutz« durch die Wörter »Ministeriums für Ländli-
chen Raum und Verbraucherschutz« ersetzt.

2.	In § 14 Absatz 3 werden die Wörter »Ministerium für 
Ländlichen Raum, Ernährung und Verbraucherschutz« 
durch die Wörter »Ministerium für Ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz« ersetzt.

Artikel 169

Die Erosionsschutzverordnung vom 29. Mai 2010 (GBl. 
S. 457), die durch Verordnung vom 21. August 2016 
(GBl. S. 545) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Ländlichen Raum, Ernährung und Verbraucherschutz« 
durch die Wörter »Ministeriums für Ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz« ersetzt.

Artikel 170

Die Verordnung des Ministeriums für Ländlichen Raum, 
Ernährung und Verbraucherschutz über Zuständigkeiten 
nach dem Rindfleischetikettierungsgesetz und dem 
Fischetikettierungsgesetz vom 3. Mai 2010 (GBl. S. 414) 
wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Ländlichen Raum, Ernährung und Verbraucherschutz« 
durch die Wörter »Ministeriums für Ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz« ersetzt.
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Artikel 180

Die Forstdienstkleidungsverordnung vom 27. April 2004 
(GBl. S. 311) wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Ernährung und Ländlichen Raum« durch die Wörter 
»Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz« ersetzt.

Artikel 181

Die Verordnung des Ministeriums für Ernährung und 
Ländlichen Raum zur Durchführung des Hopfengesetzes 
vom 1. April 1999 (GBl. S. 167), die durch Artikel 102 
des Gesetzes vom 1. Juli 2004 (GBl. S. 469, 529) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Ernährung und Ländlichen Raum« durch die Wörter 
»Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz« ersetzt.

Artikel 182

Die Fischseuchen-Schutzverordnung IHN/VHS vom 29. 
Januar 1998 (GBl. S. 162), die zuletzt durch Verordnung 
vom 6. November 2002 (GBl. S. 465) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Ernährung und Ländlichen Raum« durch die Wörter 
»Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz« ersetzt.

Artikel 183

Die Rheinaufischereiverordnung vom 5. Juli 1983 (GBl. 
S. 441) wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft, Umwelt und Forsten« durch 
die Wörter »Ministeriums für Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz« ersetzt.

Artikel 184

Die Gentechnik-Zuständigkeitsverordnung vom 27. Ja-
nuar 2010 (GBl. S. 12), die durch Artikel 3 der Verord-
nung vom 15. März 2011 (GBl. S. 125, 131) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Ernährung und Ländlichen Raum« durch die Wörter 
»Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz« ersetzt.

Artikel 185

Die Weinbergslagenverordnung vom 6. April 1971 (GBl. 
S. 157), die zuletzt durch § 12 der Verordnung vom 4. 
Oktober 1995 (GBl. S. 725, 728) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Ernährung und Ländlichen Raum« durch die Wörter 
»Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz« ersetzt.

Artikel 176

Die Verordnung des Ministeriums für Ernährung und 
Ländlichen Raum über die Höhe der Jagdabgabe vom 
29. März 2005 (GBl. S. 300) wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Ernährung und Ländlichen Raum« durch die Wörter 
»Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz« ersetzt.

Artikel 177

Die Verordnung des Ministeriums für Ernährung und 
Ländlichen Raum zur Anwendung einheitlicher Verfah-
ren der elektronischen Datenverarbeitung bei Durchfüh-
rung von Förder- und Ausgleichsmaßnahmen vom 11. 
November 2004 (GBl. S. 853) wird wie folgt geändert:

1.	In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums 
für Ernährung und Ländlichen Raum« durch die Wör-
ter »Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbrau-
cherschutz« ersetzt.

2.	In § 1 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter »Ministe-
rium für Ernährung und Ländlichen Raum« durch die 
Wörter »Ministerium für Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz« ersetzt.

Artikel 178

Die Verordnung des Ministeriums für Ernährung und 
Ländlichen Raum zur Durchführung des Forstvermeh-
rungsgutgesetzes vom 26. Juni 2004 (GBl. S. 593), die 
durch Artikel 4 der Verordnung vom 29. Juni 2010 (GBl. 
S. 502, 503) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Ernährung und Ländlichen Raum« durch die Wörter 
»Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz« ersetzt.

Artikel 179

Die Verordnung des Ministeriums für Ernährung und 
Ländlichen Raum über Zuständigkeiten nach dem Tier-
seuchenrecht vom 2. Juni 2004 (GBl. S. 431) wird wie 
folgt geändert:

1.	In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums 
für Ernährung und Ländlichen Raum« durch die Wör-
ter »Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbrau-
cherschutz« ersetzt.

2.	In § 1 Absatz 1 werden die Wörter »Ministerium für 
Ernährung und Ländlichen Raum« durch die Wörter 
»Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz« ersetzt.
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3.	In § 5 werden die Wörter »Ministerium für Verkehr 
und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsministe-
rium« und die Wörter »Finanz- und Wirtschaftsminis-
terium« durch das Wort »Wirtschaftsministerium« er-
setzt.

Artikel 190

Die Verordnung der Landesregierung und des Ministeri-
ums für Verkehr und Infrastruktur über Zuständigkeiten 
nach dem Bundesfernstraßengesetz und dem Eisenbahn-
kreuzungsgesetz vom 29. August 1988 (GBl. S. 262), die 
zuletzt durch Artikel 228 der Verordnung vom 25. Januar 
2012 (GBl. S. 65, 90) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1.	In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums 
für Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Ver-
kehrsministeriums« ersetzt.

2.	In § 4 Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 2, § 5 Absatz 1 Num-
mer 2 und 3 und § 6 Nummer 1 werden jeweils die 
Wörter »Ministerium für Verkehr und Infrastruktur« 
durch das Wort »Verkehrsministerium« ersetzt.

Artikel 191

Die Verordnung des Innenministeriums über den Bau 
und Betrieb von Anschlussbahnen vom 17. März 1971 
(GBl. S. 119), die zuletzt durch Artikel 5 Absatz 15 des 
Gesetzes vom 8. Juni 1995 (GBl. S. 417, 432, 435) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift wird das Wort »Innenministeriums« 
durch das Wort »Verkehrsministeriums« ersetzt.

Artikel 192

Die Eisenbahn-Sachverständigenverordnung vom 12. 
Juli 1984 (GBl. S. 593), die zuletzt durch Artikel 98 der 
Verordnung vom 17. Juni 1997 (GBl. S. 278, 289) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums 
für Umwelt und Verkehr« durch das Wort »Verkehrs-
ministeriums« ersetzt.

2.	In § 1 Absatz 4 und § 5 Absatz 3 werden jeweils die 
Wörter »Ministerium für Umwelt und Verkehr« durch 
das Wort »Verkehrsministerium« ersetzt.

Artikel 193

Die Verordnung des Ministeriums für Verkehr und Infra-
struktur über Sachverständige für Schleppaufzüge vom 
26. Juli 1985 (GBl. S. 244), die zuletzt durch Artikel 201 
der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 88) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums 
für Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Ver-
kehrsministeriums« ersetzt.

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums 
Ländlicher Raum« durch die Wörter »Ministeriums für 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz« ersetzt.

Artikel 186

Die Zuständigkeitsverordnung Justiz vom 20. November 
1998 (GBl. S. 680), die zuletzt durch Verordnung vom 
30. August 2016 (GBl. S. 570) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

In § 28 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 werden die Wörter 
»Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur« durch das 
Wort »Verkehrsministeriums« ersetzt.

Artikel 187

Die Verordnung der Landesregierung und des Ministeri-
ums für Verkehr und Infrastruktur über personenbeförde-
rungsrechtliche Zuständigkeiten vom 15. Januar 1996 
(GBl. S. 75), die zuletzt durch Artikel 202 der Verord-
nung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 88) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

1.	In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums 
für Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Ver-
kehrsministeriums« ersetzt.

2.	§ 4 wird wie folgt geändert:

a)	 In der Überschrift werden die Wörter »Ministeri-
ums für Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort 
»Verkehrsministeriums« ersetzt. 

b)	 In Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 werden 
jeweils die Wörter »Ministerium für Verkehr und 
Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsministe-
rium« ersetzt.

c)	 In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter »Finanz- und 
Wirtschaftsministerium« durch das Wort »Finanz-
ministerium« ersetzt.

Artikel 188

Die ÖPNV-Kostensatzverordnung 1999 vom 28. No-
vember 2000 (GBl. S. 734) wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Umwelt und Verkehr« durch das Wort »Verkehrsministe-
riums« ersetzt.

Artikel 189

Die Eisenbahnzuständigkeitsverordnung vom 11. Sep-
tember 1995 (GBl. S. 714), die zuletzt durch Artikel 200 
der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 87) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums 
für Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Ver-
kehrsministeriums« ersetzt.

2.	In § 1 werden die Wörter »Ministerium für Verkehr 
und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsministe-
rium« ersetzt.



Nr. 5	 GBl. vom 10. März 2017� 121

1.	In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums 
für Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Ver-
kehrsministeriums« ersetzt.

2.	In § 2 werden die Wörter »Finanz- und Wirtschaftsmi-
nisterium« durch das Wort »Wirtschaftsministerium« 
und die Wörter »Ministerium für Verkehr und Infra-
struktur« durch das Wort »Verkehrsministerium« er-
setzt.

Artikel 199

Die Zweite Fahrberechtigungsverordnung vom 23. Ok-
tober 2012 (GBl. S. 556), die durch Verordnung vom 10. 
November 2015 (GBl. S. 905) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsmi-
nisteriums« ersetzt.

Artikel 200

Die Verordnung des Ministeriums für Umwelt und Ver-
kehr über Zuständigkeiten nach der Straßenverkehrs-
Ordnung und der Fernreiseverordnung vom 21. März 
1995 (GBl. S. 304), die durch Artikel 1 der Verordnung 
vom 3. Juli 2001 (GBl. S. 464) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Umwelt und Verkehr« durch das Wort »Verkehrsministe-
riums« ersetzt.

Artikel 201

Die Luftqualitätsverordnung-Baumaschinen vom 15. 
Dezember 2015 (GBl. S. 1249) wird wie folgt geändert:

In § 2 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter »Ministeriums 
für Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Ver-
kehrsministeriums« ersetzt.

Artikel 202

Die Gefahrgutzuständigkeitsverordnung vom 10. März 
1999 (GBl. S. 155, 156), die zuletzt durch Artikel 11 der 
Verordnung vom 17. Dezember 2013 (GBl. S. 498, 506) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In § 1 Absatz 3 und 6 und § 2 Absatz 1 werden jeweils 
die Wörter »Ministerium für Verkehr und Infrastruktur« 
durch das Wort »Verkehrsministerium« ersetzt.

Artikel 203

Die Verordnung des Ministeriums für Verkehr und Infra-
struktur über Zuständigkeiten nach dem Internationalen 
Übereinkommen über sichere Container vom 29. August 
1977 (GBl. S. 394), die zuletzt durch Artikel 207 der Ver-
ordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 88) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

2.	In § 9 Satz 2 werden die Wörter »Ministerium für Ver-
kehr und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsmi-
nisterium« ersetzt. 

Artikel 194

Die Zuständigkeitsverordnung Fahrzeuggenehmigung/
Zulassung vom 12. April 2010 (GBl. S. 388), die zuletzt 
durch die Verordnung vom 25. Februar 2016 (GBl. 
S. 219) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift und in § 1 Nummer 5 Buchstabe a 
werden jeweils die Wörter »Ministeriums für Verkehr 
und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsministeri-
ums« ersetzt.

Artikel 195

Die Verordnung des Ministeriums für Verkehr und Infra-
struktur über die Durchführung der Fahrzeug-Zulas-
sungsverordnung vom 3. April 2008 (GBl. S. 149), die 
zuletzt durch Artikel 204 der Verordnung vom 25. Januar 
2012 (GBl. S. 65, 88) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsmi-
nisteriums« ersetzt.

Artikel 196

Die Verordnung der Landesregierung über Zuständigkei-
ten nach dem Kraftfahrsachverständigenrecht vom 26. 
April 1977 (GBl. S. 134), die zuletzt durch Artikel 205 
der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 88) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In § 3 werden die Wörter »Ministerium für Verkehr und 
Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsministerium« er-
setzt.

Artikel 197

Die Verordnung der Landesregierung zur Übertragung 
einer Ermächtigung nach § 8 Abs. 3 des Berufskraftfah-
rer-Qualifikations-Gesetzes vom 7. November 2006 
(GBl. S. 321), die durch Artikel 236 der Verordnung vom 
25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 91) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

In Artikel 1 werden in Satz 1 und 2 jeweils die Wörter 
»Ministerium für Verkehr und Infrastruktur« durch das 
Wort »Verkehrsministerium« ersetzt.

Artikel 198

Die Verordnung des Ministeriums für Verkehr und Infra-
struktur über Zuständigkeiten nach dem Berufskraftfah-
rer-Qualifikations-Gesetz vom 8. Januar 2008 (GBl. 
S. 57), die durch Artikel 237 der Verordnung vom 25. 
Januar 2012 (GBl. S. 65, 91) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:
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Artikel 209

Die Ulmer-Donau-Schifffahrtsverordnung vom 2. Mai 
1968 (GBl. S. 177), die zuletzt durch Artikel 23 des Ge-
setzes vom 3. Dezember 2013 (GBl. S. 389, 446) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsmi-
nisteriums« ersetzt.

Artikel 210

Die Hafenverordnung vom 10. Januar 1983 (GBl. S. 41), 
die zuletzt durch Artikel 18 des Gesetzes vom 3. Dezem-
ber 2013 (GBl. S. 389, 446) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1.	In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums 
für Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Ver-
kehrsministeriums« ersetzt.

2.	In § 25 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter »Ministe-
rium für Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr« durch 
das Wort »Verkehrsministerium« ersetzt.

Artikel 211

Die Bodensee-Mietbootverordnung vom 4. März 1987 
(GBl. S. 116), die zuletzt durch Artikel 24 des Gesetzes 
vom 3. Dezember 2013 (GBl. S. 389, 446) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsmi-
nisteriums« ersetzt.

Artikel 212

Die Rechtsverordnung des Ministeriums für Verkehr und 
Infrastruktur und des Landratsamts Bodenseekreis zum 
Schutz der Wasserentnahmen des Zweckverbandes Bo-
densee-Wasserversorgung in Stuttgart und der Stadt 
Überlingen aus dem Bodensee vom 8. Juli 1987 (GBl. 
S. 263, ber. 1988 S. 19), die zuletzt durch Artikel 26 des 
Gesetzes vom 3. Dezember 2013 (GBl. S. 389, 446) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsmi-
nisteriums« ersetzt.

Artikel 213

Die Verordnung des Ministeriums für Verkehr und Infra-
struktur und des Landratsamts Bodenseekreis über die 
Einrichtung einer Verbotszone im Bereich der Wasser
entnahmeanlagen des Zweckverbands Bodensee-Was-
serversorgung im Bodensee vom 16. Dezember 2011 
(GBl. 2012 S. 8), die durch Artikel 25 des Gesetzes vom 
3. Dezember 2013 (GBl. S. 389, 446) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsmi-
nisteriums« ersetzt.

Artikel 204

Die Schifffahrtsverordnung Rheinfelden-Basel vom 30. 
November 2002 (GBl. 2003 S. 20), die zuletzt durch Arti-
kel 20 des Gesetzes vom 3. Dezember 2013 (GBl. S. 389, 
446) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministerium für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsmi-
nisteriums« ersetzt.

Artikel 205

Die Verordnung des Ministeriums für Verkehr und Infra-
struktur über die Schiffahrt auf dem Rhein zwischen 
Neuhausen und Rheinfelden vom 29. Juli 1991 (GBl. 
S. 511), die zuletzt durch Artikel 21 des Gesetzes vom 3. 
Dezember 2013 (GBl. S. 389, 446) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsmi-
nisteriums« ersetzt.

Artikel 206

Die Verordnung des Ministeriums für Verkehr und Infra-
struktur zur Einführung der Bodensee-Schifffahrts-Ord-
nung vom 10. Dezember 2001 (GBl. S. 709), die zuletzt 
durch Artikel 10 des Gesetzes vom 17. Dezember 2015 
(GBl. S. 1210, 1221) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsmi-
nisteriums« ersetzt.

Artikel 207

Die Einführungsverordnung zur Hochrheinpatentverord-
nung vom 30. November 2002 (GBl. 2003 S. 2), die zu-
letzt durch Artikel 22 des Gesetzes vom 3. Dezember 
2013 (GBl. S. 389, 446) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsmi-
nisteriums« ersetzt.

Artikel 208

Die Rheinnebengewässer-Schifffahrts-Verordnung vom 
28. Februar 2002 (GBl. S. 158), die zuletzt durch Artikel 
212 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 
89) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsmi-
nisteriums« ersetzt.
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(GBl. S. 65, 91) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1.	In § 3 Absatz 2 und § 5 werden jeweils die Wörter 
»Ministerium für Ernährung und Ländlichen Raum« 
durch die Wörter »Ministerium für Ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz« ersetzt.

2.	In § 4 Absatz 1 werden nach Nummer 11 als neue 
Nummern 12 bis 16 aus § 6 die Nummern 1 bis 3, 6 
und 7 in dieser Reihenfolge eingefügt.

3.	§ 6 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Nummern 1 bis 3, 6 und 7 werden aufgehoben.

b)	 Die bisherigen Nummern 4 und 5 werden die Num-
mern 1 und 2.

c)	 In der neuen Nummer 2 wird das Komma gestri-
chen.

4.	In § 6 b werden die Wörter »Ministerium für Verkehr 
und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsministe-
rium« ersetzt.

Artikel 219

Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung Straßenmeister-
dienst vom 9. Januar 2015 (GBl. S. 66), die zuletzt durch 
Artikel 23 des Gesetzes vom 1. Dezember 2015 (GBl. 
S. 1047, 1055) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsmi-
nisteriums« ersetzt.

Artikel 220

Die Fluglärmgesetz-Zuständigkeitsverordnung vom 20. 
Dezember 2010 (GBl. S. 1125), die zuletzt durch Artikel 
136 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 
81) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsmi-
nisteriums« ersetzt.

A bs  c hnitt      3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft.

stuttgart, den 23. Februar 2017� Strobl

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsmi-
nisteriums« ersetzt.

Artikel 214

Die Verordnung der Landesregierung und des Ministeri-
ums für Verkehr und Infrastruktur über güterverkehrs-
rechtliche Zuständigkeiten vom 13. Juli 1998 (GBl. 
S. 390), die zuletzt durch Artikel 206 der Verordnung 
vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 88) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsmi-
nisteriums« ersetzt.

Artikel 215

Die Sondernutzungsgebührenverordnung vom 15. Au-
gust 1978 (GBl. S. 516), die zuletzt durch Artikel 229 der 
Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 90) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsmi-
nisteriums« ersetzt.

Artikel 216

Die Verordnung des Ministeriums für Verkehr und Infra-
struktur über den straßenrechtlichen Begriff des Gemein-
deteils vom 11. Februar 1965 (GBl. S. 34), die zuletzt 
durch Artikel 230 der Verordnung vom 25. Januar 2012 
(GBl. S. 65, 90) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsmi-
nisteriums« ersetzt.

Artikel 217

Die Verordnung des Ministeriums für Verkehr und Infra-
struktur über die Straßenverzeichnisse für Gemeindever-
bindungsstraßen vom 19. Oktober 1965 (GBl. S. 293), 
die zuletzt durch Artikel 231 der Verordnung vom 25. 
Januar 2012 (GBl. S. 65, 90) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Wörter »Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur« durch das Wort »Verkehrsmi-
nisteriums« ersetzt.

Artikel 218

Die Verordnung der Landesregierung zur Übertragung 
von Ermächtigungen nach dem Zuständigkeitslocke-
rungsgesetz und der Zuständigkeitslockerungsverord-
nung vom 26. August 1975 (GBl. S. 606), die zuletzt 
durch Artikel 232 der Verordnung vom 25. Januar 2012 
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§ 2

(1) Die Verordnung mit den dazugehörigen Karten kann 
beim Regierungspräsidium Freiburg für die Dauer von 
zwei Wochen, beginnend mit dem Tag ihrer Verkündung 
im Gesetzblatt, kostenlos durch jedermann während der 
Sprechzeiten eingesehen werden.

In gleicher Weise ist die Verordnung mit den Karten 
beim Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald für die 
Gemeinden Bad Krozingen, Hartheim, Eschbach, Aug-
gen, Neuenburg, Müllheim, Merdingen, Vogtsburg und 
Breisach sowie beim Landratsamt Emmendingen für die 
Gemeinden Sasbach, Wyhl, Kenzingen, Riegel und 
Weisweil öffentlich ausgelegt.

(2) Die Verordnung einschließlich der Karten kann im 
gesamten Zeitraum ihrer Rechtsgültigkeit kostenlos 
durch jedermann während der Sprechzeiten bei den in 
Absatz 1 genannten Behörden eingesehen werden.

§ 3

Innerhalb der geschlossenen Anbaugebiete darf nur die 
für die Erzeugung von Hybridmaissaatgut vorgesehene 
Maissorte angebaut werden.

Ausgenommen hiervon ist die Verwendung von Saatgut 
der Vaterkomponente der zur Vermehrung bestimmten 
Sorte oder die Verwendung von Saatgut pollensteriler 
Sorten.

§ 4

Im Schutzgebiet ist die zur Vermehrung angebaute Sorte 
von den Saatgutvermehrern durch Aufstellung von Ta-
feln zu kennzeichnen.

§ 5

Zuwiderhandlungen gegen die §§ 3 und 4 dieser Verord-
nung sind Ordnungswidrigkeiten im Sinne des § 5 des 
Gesetzes zum Schutz der Erzeugung von Saatgut in ge-
schlossenen Anbaugebieten und können mit einer Geld-
buße geahndet werden.

§ 6

Diese Verordnung tritt am Tage nach Ablauf der Ausle-
gungsfrist gemäß § 2 Abs. 1 in Kraft. Sie tritt am 31. De-
zember 2017 außer Kraft.

freiburg i. br., den 28. Februar 2017� Schäfer

Verordnung des Regierungspräsidiums 
Freiburg zum Schutz der Erzeugung  
von Hybridsaatmais in geschlossenen 

Anbaugebieten im Jahr 2017

Vom 28. Februar 2017

Auf Grund von §§ 1 und 2 des Gesetzes zum Schutz der 
Erzeugung von Saatgut in geschlossenen Anbaugebieten 
vom 13. Mai 1969 (GBl. S. 80) wird verordnet:

§ 1

(1) In den Landkreisen Breisgau-Hochschwarzwald 
und Emmendingen in den Gemeinden Bad Krozingen, 
Hartheim, Eschbach, Auggen, Neuenburg, Müllheim, 
Merdingen, Vogtsburg, Breisach, Sasbach, Wyhl, Ken-
zingen, Riegel und Weisweil werden Teilflächen der 
nachstehend aufgeführten Gemarkungen im Jahr 2017 zu 
geschlossenen Anbaugebieten für die Erzeugung von 
sortenechtem und sortenreinem Hybridmaissaatgut er-
klärt.

Produktionsinsel Tunsel-Bad  
Krozingen 1� Antrag Nr. 17-01  Karte   1

Produktionsinsel Tunsel-Schlatt- 
Bremgarten 2� Antrag Nr. 17-02  Karte   2

Produktionsinsel Tunsel- 
Eschbach 3� Antrag Nr. 17-03  Karte   3

Produktionsinsel Tunsel-Bad  
Krozingen-Schlatt 5� Antrag Nr. 17-04  Karte   4

Produktionsinsel Neuenburg- 
Auggen 7� Antrag Nr. 17-05  Karte   5

Produktionsinsel Neuenburg- 
Müllheim 8� Antrag Nr. 17-06  Karte   6

Produktionsinsel  
Merdingen 60� Antrag Nr. 17-07  Karte   7

Produktionsinsel Burkheim- 
Oberrotweil-Breisach� Antrag Nr. 17-08  Karte   8

Produktionsinsel Jechtingen� Antrag Nr. 17-09  Karte   9

Produktionsinsel Wyhl� Antrag Nr. 17-10  Karte 10

Produktionsinsel Kenzingen- 
Hecklingen-Riegel� Antrag Nr. 17-11  Karte 11

Produktionsinsel Weisweil� Antrag Nr. 17-12  Karte 12

(2) Die Grenzen der Flächen nach Absatz 1 sind in den 
Karten 1 – 12, die Bestandteil dieser Verordnung sind, 
mit einer Linie gekennzeichnet.

Die Fläche innerhalb dieser Kennzeichnung umfasst so-
wohl die Vermehrungsfläche als auch die Fläche, die zur 
Einhaltung der vorgeschriebenen Mindestentfernung von 
Konsummais zu den Vermehrungen erforderlich ist.
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